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es war schon starker Tobak, den wir Unionsleute mit dem
Wahlergebnis und seinen Folgen in Nordrhein-Westfalen ge-
reicht bekamen. Doch ihn so einfach wegzustecken und mir
nichts, dir nichts zur Tagesordnung überzugehen, dazu be-
steht gewiss nicht der geringste Anlass. Um es vorwegzu-
sagen: Die Schlappe nur einem Einzigen aufzubürden, wäre
in der Tat eine zu bequeme Beschreibung des Tatbestandes
und auch nicht korrekt. Schließlich wurde die Personalent-
scheidung mit demokratischer Mehrheit beschlossen, sodass
niemand in der Parteiführung so tun kann, als habe man mit
dem Wahlausgang nichts mehr zu tun. Unter den Mitgliedern
der Union gab es nicht wenige, die vor einer bestimmten Art
des Wahlkampfes gewarnt haben. Sei’s drum, die Ursachen
müssen ergründet, und dann müssen Entscheidungen getrof-
fen werden.

Nun gehöre ich zu den unverbesserlichen Optimisten, nach
bald 60 Jahren Parteimitgliedschaft auch dazu erzogen, die
die Erfahrung gemacht haben, dass selbst die unangenehms-
ten Wahlschlappen auch neue Chancen eröffnen, vorausge-
setzt, man ergreift sie. In jedem Fall sollte es vermieden
werden, mit endlosem Grübeln in politische Starre zu verfal-
len. Hier und heute brauchen wir in unserer Partei wieder
mehr Gemeinsamkeit, ohne die nicht die geringste Aussicht
auf Akzeptanz, geschweige denn auf Mehrheiten, besteht.
Grabenkämpfe, Ränke und Eifersüchteleien, Hinterhältigkei-
ten und Häme sind keine Zeichen von Gemeinsamkeit, son-
dern von Zerrüttung. Und in einer Zeit, in der die Grundstim-
mung pessimistisch ist und von Unsicherheit und Ängstlich-
keit geprägt wird, erwartet der Bürger mehr Verständnis und
Zuwendung, ganz gewiss aber mehr Gehör. Wir müssen uns
ihm in persönlicher Auseinandersetzung nähern, vor allem
im Gespräch, das, so es sinnvoll ist, zumindest zur Hälfte aus
Zuhören besteht. Er muss spüren, dass wir mitten im politi-
schen Gedränge genügend Mut beweisen, unsere Positionen
glaubwürdig zu vertreten und uns als Kümmerer zu empfeh-
len. Es ist nun einmal so und nicht anders: Präsenz und
Bürgernähe, gebündelt mit einem gerüttelt‘ Maß an Humor
in der wahlkämpferischen Auseinandersetzung, sind Grund-
lagen zum Erfolg. In der Union hat es Zeiten gegeben, wo
solche Selbstverständlichkeiten die Regel waren. Nichts,
überhaupt nichts, hindert uns daran, es wieder zu versu-
chen. Wer hingegen hinter vorgehaltener Hand Selbstzweifel
an seiner Politik erkennen lässt und mit ihnen seine Argu-
mente unterläuft, der handelt unglaubwürdig und taugt
nicht zum Regieren, selbst, wenn er es will.

Senioren-Union und Junge Union sollten sich einmal mehr
zu einer aufmunternden und erfrischenden Diskussion in der
Öffentlichkeit verbinden, die die Menschen erreicht und mit-
nimmt, vor allem aber motiviert. Wir dürfen uns nicht ver-
schanzen in endlosen Diskussionen in eigenen Gremien wie
Ausschüssen, Kommissionen, unterschiedlichsten Vorstän-
den und Fachgruppen, aus denen nur Mitteilungen und Kom-
mentare an die Öffentlichkeit gerichtet werden, die aber
keinen Bürger erreichen. Und bei der Inflation von Talk-
shows frage ich mich zuweilen, ob es für manche Politiker
nicht besser wäre, sich häufiger im Parlament zu äußern und
sich mehr im Wahlkreis zu tummeln. Politiker sind keine En-
tertainer. Sie sollen zuweilen auf sehr komplexe Fragen Ant-
worten geben und nicht der Absicht so mancher Talkmaster/-
innen dienen, die mit Hilfe bunter Runden mehr an der Er-
höhung der Einschaltquote interessiert sind. Und kochen
sollten Politiker in Zukunft bitteschön mehr zu Hause als in
der Kluft von Fernsehköchen. Die Bürger wollen keine Akti-
visten in der Politik, die die Inhalte verderben und denen es
egal ist, was sie denken und machen, und die nur an erhöh-
ter Aufmerksamkeit interessiert sind.

Die CDU ist die erfolgreichste nationale Volkspartei in der
europäischen Nachkriegsgeschichte. Wer wüsste das mehr
als die über 60-, 70- und 80-jährigen Seniorinnen und Seni-
oren. Wahlniederlagen sind, das wissen wir, kein Anlass zum
endlosen Jammern. Im Gegenteil, sie können Aufbruchstim-
mung erzeugen und neue Kräfte wecken. Beispiele dafür gibt
es in der Geschichte unserer Partei genug. Also, liebe Freun-
dinnen und Freunde in allen Altersstufen der Union, halten
wir uns mal ein Ziel vor Augen, das vor Jahren noch die
pure Selbstverständlichkeit war und das wir durch eigenes
Verhalten grobfahrlässig aus den Augen verloren haben. Mit
besseren Argumenten, mit mehr Elan, mit mehr Engagement,
mit mehr Emotionalität, mit mehr Freude und Mut und mit
mehr Vertrauen auf unsere eigene Kraft kann unsere Aus-
gangslage bei zukünftigen Wahlen nur lauten: 40 % plus X
statt 30 % plus X!

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDU Deutschlands
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Parteien übernehmen vielfältige und
wichtige Aufgaben, ohne die die Funk-

tionstüchtigkeit parlamentarischer De-
mokratien kaum vorstellbar wäre. Eine
ihrer Hauptaufgaben ist beispielsweise
die Regierungsarbeit. Parteitätigkeit ist
jedoch mit Kosten verbunden. Hierbei
lassen sich grob drei Kategorien ausma-
chen, für die Kosten anfallen: Betriebs-
und Personalkosten (laufende Kosten)
sowie Kommunikationskosten (u.a. Wahl-
kampfkosten). Insbesondere die Wahl-
kampfkosten stehen häufig in der Kritik
der Medien und werden als zu hoch an-
gesehen. Besonders deutlich wird dies
auch bei einem Blick in die USA, in denen
jeder Präsidentschaftswahlkampf kritisch
als der „teuerste Wahlkampf aller Zeiten“
betitelt wird. Aber nicht nur die Wahl-
kampfkosten an sich, auch zu anderen
Anlässen, wie beispielsweise bei der Dis-
kussion um eine Erhöhung bzw. Anpas-
sung der staatlichen Parteienfinanzie-
rung an die Inflation, stehen die deut-
schen Parteien in der medialen Kritik und

sehen sich dem Vorwurf ausgesetzt, sie
würden zu viel Geld ausgeben. Doch wie
hoch sind die Ausgaben der deutschen
Parteien wirklich? Sind diese so exorbi-
tant hoch, wie oftmals behauptet wird?

Einnahmen und Ausgaben
der deutschen Parteien
Anders als beispielsweise in Großbritan-
nien oder den USA unterliegen die deut-
schen Parteien zunächst keinen Ausga-
benbeschränkungen (beispielsweise bei
Wahlkampfkosten). Freilich kann nicht
mehr Geld ausgegeben werden, als in der
Parteikasse vorhanden ist. Die Seite der
Einnahmen ist in der Gesetzgebung dage-
gen reguliert. In einem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts von 1966 wird

von den „notwendigen“ und „angemesse-
nen“ Kosten der Parteitätigkeit gespro-
chen. Als notwendig können die Kosten
angesehen werden, die eine Demokratie
zum Funktionieren benötigt – angemes-
sen, was die Bürger bereit sind, dafür zu
zahlen. Dieser Grundsatz wurde von der
Gesetzgebung dahingehend weiterentwi-
ckelt, dass die staatlichen Mittel, die die
Parteien erhalten, maximal die Hälfte der
Gesamteinnahmen ausmachen dürfen.
Bei einem Blick in den Rechenschaftsbe-
richt für das Jahr 2010 zeigt sich, dass
diese Vorgabe von allen im Bundestag
vertretenen Parteien ohne Probleme ein-
gehalten wird. So machten die staatli-
chen Mittel im Durchschnitt einen Anteil
von circa einem Drittel an den Gesamtein-

Ausgaben deutscher Parteien:

Wie teuer ist unsere
Demokratie?

In einer Demokratie organisieren
Parteien den Wettbewerb um
Ideen, Themen und Personen.
Das verursacht Kosten, deren
Höhe stets umstritten ist. Doch
erweisen sich bei genauerem
Hinsehen die Kosten für den
Parteienwettbewerb
als wenig dramatisch.

Die Autorin: Manuela Susanne Kulick
ist Projektleiterin beim Leibniz-Insti-
tut für Sozialwissenschaften GESIS in
Mannheim.
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nahmen der im Bundestag vertretenen
Parteien aus. Ein weiteres Drittel ihrer
Einnahmen erhielten die Parteien von
ihren Mitgliedern. Die häufig kritisierten
Beiträge der Mandatsträger schlugen mit
durchschnittlich 14 Prozent zu Buche.
Spenden, insbesondere von Unterneh-
men und ebenfalls oftmals kritisiert,
spielen dagegen nur eine untergeordnete
Rolle. Den prozentual höchsten Spenden-
anteil von juristischen Personen erhielt
mit 5,8 Prozent der Gesamteinnahmen
die CSU.

Im Jahr 2010 gaben die Parteien ins-
gesamt 365 Millionen Euro aus.

Dabei hatten die CDU mit gut 120
Millionen Euro (CSU 30,5 Milli-

onen Euro) und die SPD mit
127 Millionen Euro die
höchsten Ausgaben. Es fol-
gen die drei kleineren
Parteien mit Ausgaben
zwischen knapp 23 und
27 Millionen Euro. Die
Kleinstparteien, die für
das Jahr 2010 einen Re-
chenschaftsbericht abge-
geben haben, kamen ins-

gesamt auf Ausgaben in
Höhe von 12 Millionen Euro.

Bei dem Jahr 2010 handelt es
sich – zumindest auf Bundes-

ebene – um ein Nichtwahljahr. In
Wahljahren kann ein Anstieg der

Ausgaben der deutschen Parteien (auf
Bundesebene) um rund 35 Prozent im
Vergleich zu Nichtwahljahren beobachtet
werden. Der Anstieg der Ausgaben erklärt
sich mit den Kosten des Bundestagswahl-
kampfes. Die „hohen“ Wahlkampfkosten
werden dabei gerne von den Medien kri-
tisiert. Wenn jedoch die Hauptaufgabe
der Parteien darin besteht, die Politik zu

gestalten, muss diese Kritik differenzier-
ter bewertet werden. Um Wahlen zu ge-
winnen, müssen Bürger gewonnen wer-
den. Das heißt, die Parteien und Politiker
müssen ihre Ansichten und Lösungsvor-
schläge einer breiten Masse bekannt ma-
chen. Dies ist nicht kostenfrei möglich.
Dabei sind die Wahlkampfausgaben in
Deutschland im Vergleich zu anderen De-
mokratien niedrig, was in der Hauptsache
an drei Punkten festgemacht werden kann:
1. Wahlkampf findet zwischen Parteien
und nicht zwischen Politikern (wie bei-
spielsweise in den USA oder Frankreich
bei der Wahl zum Präsidenten) statt.
2. Die Parteien nutzen gebührenfreie
Werbespots im öffentlich-rechtlichen
Fernsehen und Radio und haben es bis-
lang vermieden, viel Werbezeit bei den
Privatsendern zu kaufen.
3. Politiker treten häufig im redaktionel-
len Teil der Fernsehprogramme und Print-

medien auf, die mit keinen direkten Kos-
ten für diese verbunden sind.

Vergleich der Ausgabenhöhe
Es stellt sich nun die Frage, ob bei Aus-
gaben in Höhe von 365 Millionen Euro
(ein Drittel davon sind staatliche Mittel,
die anderen zwei Drittel nahmen die Par-
teien über Mitgliederbeiträge etc. ein)
von exorbitant hohen Kosten gesprochen
werden kann? Umgerechnet auf die An-
zahl der deutschen Bürger, macht dies
pro Kopf 4,50 Euro. Ist das ein zu hoher
Betrag für das demokratische System?
Eine Messlatte, ab wann ein Betrag als zu
hoch angesehen werden kann oder muss,
existiert nicht. Um dennoch eine Vorstel-
lung von der Höhe der Ausgaben zu er-
halten, soll ein Vergleich mit den Ausga-
ben aus anderen gesellschaftlichen Be-
reichen helfen. Für die GEZ mussten die
Bürger 2010 insgesamt 7,54 Milliarden

Entwicklung der Ausgaben deutscher Parteien zwischen 1985 und 2010 (Index)
Quelle: Eigene Berechnung, nach den Rechenschaftsberichten (1985-2010) der Parteien
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Euro zahlen. Dieser Betrag ist mehr als
20-mal so hoch wie die Ausgaben aller
Parteien. Für die Übertragungsrechte der
deutschen Bundesliga zahlten die TV-
Sender (Premiere, ARD, ZDF und DSF) der
DFL 2010 412 Millionen Euro – also eben-
falls mehr, als die Parteien für ihre Par-
teitätigkeit ausgegeben haben. Naturbe-
dingt hinkt der Vergleich mit der GEZ oder
der Fußballbundesliga, er vermittelt aber
einen Eindruck von der Höhe der Ausga-
ben.
Neben der Betrachtung der Kosten in nur
einem Jahr können auch die Ausgaben
aus vorangegangenen Jahren herangezo-
gen werden. Zwar lassen sich Ausgaben
nicht mit der Feststellung legitimieren,
dass sie schon immer so hoch bzw. nied-
rig waren, es lässt sich aber abschätzen,
inwieweit die Kosten ggf. angestiegen
sind. Mit diesem Vorwurf sehen sich Par-
teien häufig konfrontiert: Sie gäben heu-
te doch viel mehr Geld aus als früher.
Wenn nur die unbereinigten Zahlen aus
den Rechenschaftsberichten herangezo-
gen werden, ist dies natürlich wahr. Da-
bei muss aber angemerkt werden, dass
Mitte der 1980er Jahre beispielsweise
eine Kugel Eis für 50 Pfennig erworben
werden konnte. Heute kostet eine Kugel
Eis ungefähr einen Euro, umgerechnet
also circa 1,95DM – fast das Vierfache des
damaligen Preises.
Um also die Ausgaben der Parteien im
Zeitverlauf betrachten zu können, wur-
den diese um die Inflation bereinigt. Da
die Entwicklung der Ausgaben im Mittel-

punkt stehen sollte, wurde anschließend
ein Index gebildet, der anzeigt, inwieweit
die Ausgaben der Parteien zwischen 1985
und 2010 Schwankungen unterliegen.
Anhand der Grafik lassen sich die Bun-
destagswahlen durch hohe Ausschläge
gut ablesen. Insgesamt zeigt sich aber,
dass die Ausgaben im Zeitverlauf nicht,
wie vielfach vermutet, stark gestiegen
sind. Allenfalls kann insgesamt nur von
einer moderaten Steigung die Rede sein.

Neben diesem Vergleich soll abschließend
noch ein Blick auf die Ausgaben im inter-
nationalen Vergleich geworfen werden.
Dabei ist ein solcher Vergleich nicht un-
problematisch. In anderen Ländern sind
Parteien und Wahlen anders organisiert.
Auch müssen die unterschiedlichen Wäh-
rungen beachtet werden. Daher finden
nicht die absoluten Zahlen Eingang in
den Vergleich, sondern der von Naßma-
cher etablierte und währungsneutrale
Index of Party Spending. Dieser beinhal-
tet nicht nur die von den Parteien in ih-
ren Rechenschaftsberichten aufgeführ-
ten Ausgaben, sondern schätzt auch in-
direkte Kosten (wie beispielsweise die in
Deutschland gebührenfreie Fernsehwer-
bung) für die Demokratien.

Im internationalen Vergleich nimmt
Deutschland einen mittleren Platz ein. Es
zeigen sich mit Israel, Mexiko und Öster-
reich deutlich kostenintensivere Demo-
kratien, aber auch Länder wie Australien,
Großbritannien und die Niederlande mit

weniger hohen Ausgaben. Als ausschlag-
gebende Gründe für die unterschiedli-
chen Kostenniveaus kann unter anderem
die Größe eines Landes angeführt wer-
den: Je größer das Land, desto niedriger
sind die Kosten für die Demokratie.

Fazit
Geben die deutschen Parteien nun viel
Geld aus? Sind sie exorbitant teuer? So
können die Ausgaben der deutschen Par-
teien sicher nicht betitelt werden. Zwar
zählt Deutschland im internationalen
Vergleich nicht zu den günstigsten Demo-
kratien, findet sich aber im Mittelfeld
wieder. Und auch im Zeitverlauf haben
die Parteien ihre Ausgaben nur marginal
erhöht. Im Vergleich zu den Mitteln, die
der GEZ zur Verfügung stehen, sind die
Ausgaben der deutschen Parteien gera-
dezu niedrig. Dass die Parteitätigkeit mit
Ausgaben verbunden ist, steht außer Fra-
ge. Die Höhe der Ausgaben der deutschen
Parteien ist jedoch nicht als kritisch zu
bewerten. w

Welchen Maßstab
legen wir an?

In früheren Jahrhunderten gaben
Monarchen und Fürsten bis zu 50
Prozent der Staatseinnahmen für
Schlösser, Hofhaltung und Mätres-
sen aus. Die moderne Demokratie
hat deutlich geringere Repräsenta-
tionskosten. Die Frage, ob be-
stimmte Kosten der Parteientätig-
keit notwendig oder angemessen
sind, kann niemand beantworten.
Weder die einzelne Parteiführung
noch Wissenschaftler oder Geldge-
ber oder gar einzelne Staatsbürger
verfügen über allgemeingültige
Maßstäbe. Als notwendig erscheint,
was die Demokratie zum Funktio-
nieren braucht; als angemessen
erscheint, was Bürger bereit sind,
dafür zu bezahlen. Man bedenke:
Mit seinem Obulus erwirbt der Bür-
ger die potenzielle Teilhabe an Ent-
scheidungen und Entscheidungs-
findung; ein Gut, das er in Monar-
chie und Diktatur nicht hat.

Leonhard Kuckart

Vergleich der Ausgaben im internationalen Vergleich
Quelle: Eigene Darstellung, nach Karl-Heinz Naßmacher (2009): The Funding of Party Competition.
Baden-Baden: Nomos, S. 125
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Die Entscheidung der Bundesregierung,
bis 2022 aus der Kernenergie auszustei-

gen, macht weiterhin Schlagzeilen. Die
Energiewende soll in einem atemberauben-
den Tempo bewerkstelligt werden: der Aus-
bau erneuerbarer Energien, Ausstieg aus
der Kernenergie, Tausende Kilometer neue
Netze. Deutschland schreitet mutig voran
und zeigt der Welt, wie es gemacht wird, so
die Befürworter.
Deutschland zeigt jedoch nicht nur ande-
ren, was es macht, es zwingt auch anderen
die deutsche Entscheidung auf, denn die
Energiewende hat gravierende Auswirkun-
gen auf die europäische Energielandschaft.
Unsere Nachbarn haben das längst ge-
merkt, aber in Deutschland erfreut man
sich weiter an dem musterhaften nationa-
len Alleingang, der bald als Beispiel für die
Welt dienen soll. Dabei kann Energiepolitik
nicht mehr national gedacht werden. Baut
ein Nachbar Deutschlands ein Kernkraft-
werk, ist der Aufschrei über die mangelnde
Rücksichtnahme groß. Bei der Energie-
wende, einem viel größeren und teureren
Projekt, wurde diese Rücksicht aber
scheinbar komplett übersehen.
Dabei gibt es in der Energiepolitik doch
gemeinsame europäische Ziele: die Versor-
gungssicherheit, das Funktionieren des
Energiebinnenmarktes, die Entwicklung
erneuerbarer Energiequellen und bessere
Verbindungen zwischen den Energienetzen
der Mitgliedsstaaten. So steht es im Vertrag
von Lissabon, so hat es die Bundesregie-
rung ratifiziert. Die Energiewende betrifft
alle diese Ziele. Einbezogen in die Ent-
scheidung wurde aber keiner unserer
Nachbarn, geschweige denn die Europäi-
sche Kommission.
Nehmen wir die Netze. Energie gehorcht

der Physik. Strom sucht sich seinen Weg
durch die Netze und ist nur schwer
speicherbar. Wird viel Strom eingespeist,
fließt er in freie Kapazitäten. Die vielen
Windräder in Norddeutschland führen da-
zu, dass sich an windigen Tagen deutscher
Windstrom seinen Weg bahnt. Von Norden
nach Süden und, weil die deutschen Netze
so viel Strom nicht transportieren können,
auch in den Osten nach Polen und Tsche-
chien. Auch deren Netze sind nicht darauf
ausgelegt. Die polnische Regierung hat
schon laut über eine Netzabriegelung für
deutschen Strom nachgedacht. Dies wäre
das Gegenteil eines Ausbaus der Verbin-
dungen in Europa.
Die EU soll sich auch für die Förderung er-
neuerbarer Energien einsetzen, in Wirk-
lichkeit geschieht dies aber weiterhin nur
national. Bei uns wurden lange solch hohe
Subventionen für Solarenergie gezahlt,
dass inzwischen 43% der weltweit instal-
lierten Sonnenstrom-Anlagen auf deut-

schen Dächern zu finden sind, innerhalb
Europas ist es sogar weit über die Hälfte!
Dass Deutschland zu den sonnenreichsten
Ländern Europas gehört, ist für mich neu.
Auch der Klimawandel wird Deutschland
nicht dazu machen. Dass trotz des hohen
Anteils an Photovoltaikanlagen auf deut-
schen Dächern trotzdem nur knapp 4% des
Stroms durch die Sonne erzeugt werden,
spricht auch nicht für die hohen Förder-
summen. Ebenso wenig, dass viele der
einst gefeierten deutschen Solarfirmen in
Schwierigkeiten sind. Statt der hohen na-
tionalen Förderung hätte man besser schon
früher mehr im sonnenreichen Südeuropa
investieren oder direkt eine europäische
Regelung finden sollen.
Und auch die Versorgungssicherheit war
schon gefährdet. In der Kälteperiode im
Februar, als französische Stromheizungen
auf Hochtouren liefen, hat Deutschland
Strom ins Kernenergieland Frankreich ex-
portiert, wurde gefeiert. In Wirklichkeit
hatte das deutsche Stromnetz massive Pro-
bleme und gerade an den Tagen des Ex-
ports alle Reserven aktiviert. Kurzzeitig
war Strom in Deutschland fünfmal so teuer
wie sonst. Das ist kein Signal für Versor-
gungssicherheit. Eher ein weiteres Zei-
chen, dass Energieversorgung in Europa
nicht mehr national gedacht werden kann.
Nimmt man die Monate nach der Abschal-
tung der Kernkraftwerke, hat Deutschland
mehr Strom importiert als exportiert. Wir
sind von unseren Nachbarn abhängig,
nicht andersherum. Denn in Europa gibt es
auch für Strom den Binnenmarkt. Wenn in
Deutschland durch Abschaltung der güns-
tigen Kernenergie der Strom teurer wird,
betrifft es unsere Nachbarn. Die Zeche
zahlt am Ende der Verbraucher, aus ganz
Europa.
Dies alles sollte zu denken geben. Energie-
politik kann nicht mehr national gemacht
werden. Dies muss ein Grundsatz sein, da-
mit wir nicht noch einmal unsere Nachbarn
so brüskieren! w

Ein Beitrag des Europaabgeordneten Herbert Reul
zu einem bisher kaum beachteten Aspekt der
energiepolitischen Diskussionen hierzulande.

Der Autor: Herbert Reul ist Vorsitzen-
der der CDU/CSU-Gruppe im Europä-
ischen Parlament.

www.herbert-reul.de

De Auto H b t R l ist V sitz

Die Energiewende und Europa:

Die Nachbarn nicht brüskieren!
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„Der Bundesvorsitzende
der Senioren-Union ver-

stand es, die Zuhörer in seinen Bann zu
ziehen. Einen solch gewieften, ausgefeil-
ten Redner erlebt man selten in der
Schützenhalle.“ Was den Lokalreporter
der Herscheider Nachrichten begeisterte,
sorgte auch andernorts für Riesenbeifall
und Standing Ovations. Als Botschafter
einer Union der Generationen überzeugte

Prof. Dr. Otto Wulff mit seinem Engage-
ment und leidenschaftlich vorgetragenen
Botschaften mitten in den Landtagswahl-
kämpfen von Schleswig-Holstein und
Nordrhein-Westfalen die Menschen (Liste
der Auftritte siehe Kasten). Die Gesell-
schaft sollte begreifen, was sie in den
letzten Jahrzehnten geschaffen hat, sag-
te der Chef der Senioren-Union in Iser-
lohn, und schloss daran an ein flammen-
des Plädoyer für den Mut zur Freiheit, zur
Wahrheit, Werteorientierung und zur
sozialen Verantwortung für alle. In Dort-
mund widmete sich Wulff der Familienpo-
litik. „Ich will wieder mehr Menschen
sehen, die mit ihren Kindern statt mit
ihrem Hund spazieren gehen!“, so sein
Credo. In Eutin im Herzen der maleri-
schen Holsteinischen Schweiz sprach
sich der SU-Bundesvorsitzende für mehr

Klarheit in politischen Aussagen aus. Nur
dann könne die Politik Menschen über-
zeugen und zum Mitmachen gewinnen.
Und in Husum in Nordfriesland nannte
Wulff die CDU in einer leidenschaftlichen
Rede „die erfolgreichste Nachkriegs-
Volkspartei Europas“ und erinnerte an
das, wofür die Union seit Gründung der
Bundesrepublik immer gestanden hat
und weiterhin steht: Freiheit, Frieden,
Solidarität, Verantwortung und christli-
che Werte. Übrigens: So ganz „nebenbei”
absolvierte der SU-Chef auch noch den
Hamburgtag der Jungen Union am
21.4.2012 im Rathaus Altona gemeinsam
mit dem JU-Bundesvorsitzenden Philipp
Mißfelder. Auch dort spürten die Men-
schen: Hier kämpft einer mit Herz und
Verstand für die Politik der Christdemo-
kraten. w

Wahlkampf in NRW und Schleswig-Holstein:

Leidenschaftlich gekämpft

Wahlkampf mit der Senioren-Union
Bei diesen Veranstaltungen warb
Prof. Dr. Otto Wulff für die Politik der CDU
und unterstützte die Spitzenkandidaten
Jost de Jager (Schleswig-Holstein) und
Dr. Norbert Röttgen (NRW).
14.03.2012 Essen (NRW)
26.03.2012 Ostholstein (S-H)
03.04.2012 Iserlohn (NRW
16.04.2012 Eutin (S-H)
17.04.2012 Husum (S-H)
20.04.2012 Gelsenkirchen (NRW)
24.04.2012 Dortmund (SU und JU)
25.04.2012 Herscheid
29.04.2012 Olpe (SU und JU)
30.04.2012 Mülheim a. der Ruhr
09.05.2012 Salzkotten
09.05.2012 Paderborn

DORTMUND

ISERLOHN

EUTIN

HERSCHEID

OLPE
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Die Strategie beinhaltet Vorschläge, wie
Deutschland künftig die Chancen und

Potenziale des demografischen Wandels
nutzen kann, um Wachstum und Wohl-
stand langfristig zu sichern. Der demo-
grafische Wandel wird in den kommenden
Jahrzehnten Deutschland tiefgreifend
verändern. Die Bevölkerungszahl wird
aufgrund der kontinuierlich steigenden
Lebenserwartung und dauerhaft niedri-
gen Geburtenzahlen weiter sinken.
Gleichzeitig steigt das durchschnittliche
Alter der Bevölkerung. Die gewonnenen
Jahre und die längeren Lebensspannen
werden die Biografien der einzelnen Men-
schen prägen.

Bundesinnenminis-
ter Dr. Friedrich sag-
te dazu: „Die demo-

grafische Entwicklung ist eine Chance für
jeden, der zusätzliche Jahre für sich ge-
winnt. Es liegt an uns allen, den Wandel
kreativ zu gestalten. Die Strategie der
Bundesregierung zeigt, wie wir diese Auf-
gabe in der Familie, am Arbeitsplatz und
in den ländlichen Regionen bewältigen
können. Wir müssen die Kräfte in Staat
und Gesellschaft bündeln und neue Lö-
sungen entwickeln. Dazu gehört auch ein
breiter Dialog mit allen Verantwortlichen
in Staat und Gesellschaft”, so der Bundes-
innenminister.
Die Bundesregierung hat mit ihrem Demo-
grafiebericht vom Oktober 2011 einen
Überblick über die zu erwartende Bevöl-
kerungsentwicklung und die bislang er-
griffenen Maßnahmen zur Gestaltung des
demografischen Wandels gegeben. Zudem
hat sie mit dem „Handlungskonzept zur
Sicherung der privaten und öffentlichen
Infrastruktur in vom demografischen
Wandel besonders betroffenen ländlichen
Räumen” Erfahrungen aus den Neuen
Ländern ausgewertet und Lösungen auf-
gezeigt. Auf der Grundlage von Demogra-
fiebericht und Handlungskonzept wurde
unter Federführung des Bundesinnenmi-
nisters nunmehr eine ressortübergreifen-
de Demografiestrategie erarbeitet. Im
Mittelpunkt stehen dabei die Lebensbe-
reiche, in denen die Menschen die Aus-
wirkungen des demografischen Wandels

ganz unmittelbar und am stärksten erfah-
ren. Die Handlungsfelder der Strategie
lauten:
® Familie als Gemeinschaft stärken
®Motiviert, qualifiziert und

gesund arbeiten
® Selbstbestimmtes Leben im Alter
® Lebensqualität in ländlichen Räumen

und integrative Stadtpolitik fördern
®Grundlagen für nachhaltiges

Wachstum und Wohlstand sichern
®Handlungsfähigkeit des Staates

erhalten
Die Demografiestrategie formuliert für
diese Handlungsfelder konkrete Ziele und
zeigt Maßnahmen zu deren Verwirkli-
chung auf. Sie bezieht sich dabei nicht
allein auf Maßnahmen des Bundes. Es
sind auch Vorschläge enthalten, die nur
gemeinsam mit den Ländern und Kommu-
nen, Verbänden, Sozialpartnern und an-
deren Akteuren der Zivilgesellschaft zu
realisieren sind. Um die Voraussetzungen
für eine gelungene Kooperation zu schaf-
fen, wird die Bundesregierung einen brei-
ten Dialogprozess anstoßen.
Wo dies für die Förderung fairer Chancen
der Menschen in unserem Land sinnvoll
und erforderlich ist, sollen nicht nur die
ressort-, sondern insbesondere auch die
ebenenübergreifende Zusammenarbeit
ausgebaut werden. Dazu beabsichtigt die
Bundesregierung, die Gestaltungspartner
regelmäßig zu einem Demografiegipfel
einzuladen. Zur Vorbereitung dieser Tref-
fen sollen Arbeitsgruppen zu Schwer-
punktthemen Lösungsvorschläge entwi-
ckeln. Die Arbeitsgruppen werden auf
dem ersten Demografiegipfel im Herbst
2012 eingesetzt. w

Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich hat
am 24. April im Kabinett die Demografiestrategie
der Bundesregierung „Jedes Alter zählt” vorgelegt.
Souverän skizziert die inhaltlichen Schwerpunkte.

Aufbruch gewagt

Die 78-seitige
Dokumentation
der Demogra-
fiestrategie ist
auf den Inter-
net-Seiten des
Bundesinnen-
ministeriums

www.bmi.bund.de
als Download verfügbar.
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Wir leben in Zeiten des demografischen
Wandels, in dem immer mehr ältere

Menschen immer weniger jüngeren gegen-
überstehen. Wir leben aber auch in Zeiten,
in denen die meisten Menschen gesünder
und leistungsfähiger sind als Gleichaltrige
in früheren Zeiten. Wir haben eine zuneh-
mende Langlebigkeit, freuen wir uns dar-
über! Aber tun wir alles, um möglichst
gesund und kompetent älter zu werden?
Zur Prävention, zur Vorsorge, ist jeder Ein-
zelne gefordert. Es liegt in unserer eigenen
Verantwortung, uns möglichst gesund zu
ernähren, körperlich aktiv zu bleiben, uns
geistig mit den Veränderungen in unserer
Zeit auseinanderzusetzen und soziale
Kontakte zu pflegen. Eigenverantwortung
ist verlangt!
Aber jeder Bürger, jede Bürgerin unseres
Landes haben auch Verantwortung ge-
genüber der Gesellschaft, gegenüber al-
len anderen Generationen. Wir sind mit-
verantwortlich für das Wohlergehen un-
serer Kinder, unserer Jugendlichen, un-
serer jungen und mittelalterlichen Er-
wachsenen, unserer jungen und älteren
Seniorinnen und Senioren. Diese Mitver-
antwortung für andere Generationen geht
heute über den familiären Bereich hin-
aus.
Ein Europäisches Jahr für aktives Altern
fordert die Älterwerdenden – und das
sind wir alle – zur Aktivität heraus, so-
wohl im Hinblick auf jüngere als auch auf
ältere Generationen. Damit wir aktiv al-
tern können, müssen wir zunächst alles
tun, um möglichst gesund zu bleiben. Wir
wollen und dürfen nachfolgenden Gene-
rationen nicht zur Last fallen – weder im

Hinblick auf vermeidbare Pflegeleistun-
gen noch im Hinblick auf unzumutbare
Rentenzahlungen. Hier tragen wir Mitver-
antwortung für unsere Kinder und Kin-
deskinder.
Von daher verlangt eine Solidarität zwi-
schen den Generationen, dass die Älteren
länger aktiv im Berufsleben bleiben (was
freilich nur möglich ist bei berufsbeglei-
tender Weiterbildung und betrieblicher
Gesundheitsfürsorge und auch einer ge-
wissen Flexibilisierung des Arbeitsle-
bens) und sich dann in unserer Zivilge-
sellschaft engagieren. Wir können nicht
ein Viertel unseres Lebens als Rentner
oder Pensionäre verbringen!
Bürgerschaftliches Engagement, Einsatz
für andere Menschen in vielfältiger Form,
ist gefragt – sei es im Bereich der Vereine,
des Sports, der Politik oder auch der
Übernahme von Patenschaften für Schü-
ler mit Zuwanderungsgeschichte, bei-
spielsweise durch Lesepatenschaften,
Musikpatenschaften oder Patenschaften
in der Begleitung beim Einstieg in das
Berufsleben. Auch die Übernahme von
Patenschaften für junge Familien ist ge-
fragt, zumal viele Ältere heute auf eigene
Enkelkinder verzichten müssen. Einsatz
der Jüngeren für Ältere ist aber auch ein
Zeichen der Solidarität zwischen den Ge-
nerationen.
Eine echte Solidarität kann man natürlich
nicht anordnen, aber sie erwächst aus
gegenseitigem Verständnis, aus der Fä-
higkeit der Einfühlung älterer in die Situ-
ation jüngerer Menschen – und der der
Einfühlung jüngerer in die Biografien
und Lebenssituationen älterer. Solidari-

Eine „Kultur des aktiven Alterns” wollen die Europäische
Union und ihre Mitgliedsstaaten in diesem Jahr fördern.
Gemeinsam mit dem Europäischen Parlament rief der
Europäische Rat das Jahr 2012 zum „Europäischen Jahr für
aktives Altern und Solidarität zwischen den Generationen”
aus. Ein Beitrag dazu von Professorin Ursula Lehr.

Die Autorin: Prof. Dr. Dr. h.c.
Ursula Lehr, Jahrgang 1930, ist
Gerontologin der ersten Stunde in
Deutschland und national wie interna-
tional eine der herausragenden For-
scherpersönlichkeiten auf dem Gebiet
der Alternsforschung. Von 1972 bis
1976 hatte sie den Lehrstuhl für Päd-
agogik und Pädagogische Psychologie
an der Universität Köln, von 1976 bis
1986 den Lehrstuhl für Psychologie an
der Universität Bonn inne. Im Jahre
1986 übernahm sie den neugeschaffe-
nen Lehrstuhl für Gerontologie sowie
die Direktion des Instituts für Geron-
tologie der Universität Heidelberg.
Von Dezember 1988 bis Januar 1991
war sie Bundesministerin für Jugend,
Familie, Frauen und Gesundheit und
hat in dieser Zeit die Novellierung des
Jugendhilfegesetzes durchgesetzt so-
wie den 1. Bericht zur Situation älterer
Bürger in Auftrag gegeben. Im Jahr
1995 erfolgte die Berufung als Wissen-
schaftlicher Gründungsvorstand des
Deutschen Zentrums für Alternsfor-
schung an der Universität Heidelberg.
1997 bis 1999 war Frau Lehr Präsiden-
tin der Deutschen Gesellschaft für Ge-
rontologie und Geriatrie, von 2004-
2008 Präsidentin der Vereinigung
ehemaliger Mitglieder des Deutschen
Bundestages und des Europaparla-
ments. Seit 2009 ist sie Vorsitzende
der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Senioren-Organisationen (BAGSO).

www.bagso.de

Europäisches Jahr für aktives Altern:

„Wir können nicht ein Viertel
unseres Lebens Rentner sein …“
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Souverän: Frau Professorin Lehr, seit
über zwei Jahrzehnten bereits wird
über die Folgen der demografischen
Entwicklung debattiert. Was hat sich
seitdem verändert?
Lehr: Es hat sich einiges verändert, wo-
von die sechs Altenberichte der Bundes-
regierung zeugen. Man spricht jetzt sehr
viel vom demografischen Wandel, doch
so richtig realisiert haben ihn wenige.
Die Vorhersagen der 10. Bevölkerungs-
vorausberechnung aus dem Jahre 2003
prognostizierten, dass im Jahre 2040 auf
einen über 75-Jährigen noch 6,2 Men-
schen unter 75 Jahren kommen würden.
Bei der 11. Bevölkerungsvorausberech-
nung, durchgeführt in 2006, waren es
für das Prognosejahr 2040 nur noch 4,7
unter 75-Jährige. Und nach der bislang
neuesten Prognose vom November 2009
sind es in 2040 gar nur noch 4,4 unter
75-Jährige, die einem über 75-Jährigen
gegenüberstehen.

Mehr als vier Jüngere auf einen
Älteren … reicht das nicht aus?
Die Antwort ergibt sich aus einer Aufsplit-
tung der Zahlen. Dem über 75-Jährigen
stehen nämlich 0,8 unter 20-Jährige, 1,1
Personen im Alter von 20 bis 40 Jahren
und 1,4 Personen im Alter von 40 bis 60
Jahren gegenüber. Das heißt: Auf einen

über 75-Jährigen kommen insgesamt nur
2,5 Personen im sogenannten „aktiven
Alter“ zwischen 20 und 60 Jahren. Wie
sieht es bei dieser Konstellation dann
noch mit der Rente aus, wie mit der Pfle-
ge, wer soll die Alltagsgeschäfte meistern?

Ist diese Entwicklung auf
Deutschland beschränkt?
Nein, wir finden Sie auch in Österreich,
der Schweiz und in fast allen Staaten
Europas.

Wie muss Ihrer Meinung nach
die politische Antwort auf diese
Entwicklung lauten?
Wir müssen alles tun, um möglichst ge-
sund und kompetent alt zu werden. Ein
Ausbau der Prävention ist notwendig.
Und dann müssen wir das Alter später be-
ginnen lassen, die „Altersgrenze“ hinaus-
schieben. Man kann doch nicht ein Vier-
tel seines Lebens als Rentner verbringen.
Schon heute sollte man eine „Flexibilität
der Altersgrenze“ einführen (die übrigens
der damalige Arbeits- und Sozialminister
Hans Katzer schon 1968 gefordert hatte)
und – auch angesichts des zunehmenden
Arbeitskräftemangels – diejenigen, die
länger arbeiten wollen und können, nicht
in einen zwangsverordneten Ruhestand
schicken. w

Interview:

Vier Fragen an Prof. Ursula Lehr
Die Bundesministerin a.D. sieht Altersforschung und
demografische Entwicklung eng miteinander verknüpft.
Souverän fragte nach vor dem Hintergrund ihres Beitrags
zum „Europäischen Jahr für aktives Altern“ …

tät entwickelt sich durch ein Aufeinan-
derzugehen, sowohl von den Älteren zu
den Jüngeren als auch von den Jüngeren
zu den Älteren. Solidarität entwickelt sich
durch ein Miteinander, nicht durch ein
Nebeneinanderherlaufen. Aber Solidarität
zwischen den Generationen heißt nicht
nur, die unter 20- und über 60-Jährigen
im Auge zu haben, sondern auch die Ge-
nerationen der 30-, 40- und 50-Jährigen
miteinzubeziehen. Zeigen sich diese
„mittleren Generationen“ solidarisch,
wenn 60- und 70-Jährige beispielsweise
in der Partei ein größeres Mitsprache-
recht anstreben? Stehen mittlere Genera-
tionen nicht manchmal einem „aktiven
Altern“ im Weg?
Wir haben nicht ein Europäisches Jahr des
aktiven Alters, sondern eines des aktiven
Alterns – und da sollten sich auch die
„Mittelalterlichen“ angesprochen fühlen.
Auch die sog. „aktiven Jahrgänge“, d.h.
die 35- bis 55-Jährigen, sollten Solidari-
tät sowohl den Jüngeren als auch den
Älteren gegenüber stärker als bisher auf
ihre Fahnen schreiben.
Möge das Europäische Jahr des aktiven
Alterns und der Solidarität zwischen den
Generationen dazu beitragen, dass alle
Altersgrenzen in Frage gestellt und über-
wunden werden, wie es auch der 6. Alten-
bericht der Bundesregierung mit fundier-
ten wissenschaftlichen Begründungen
gefordert hat. w

INFO
Auf deutscher Seite erfolgt die Um-
setzung des Europäischen Jahres
durch die nationale Koordinie-
rungsstelle im Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend. Zur organisatorischen Un-
terstützung ist eine Geschäftsstelle
eingerichtet worden, die von der
Bundesarbeitsgemeinschaft der
Senioren-Organisationen e.V. (BAG-
SO) und der Forschungsgesellschaft
für Gerontologie e.V. (FfG) getragen
wird. Anschrift: Geschäftsstelle
zum „Europäischen Jahr für aktives
Altern und Solidarität zwischen den
Generationen 2012“, c/o Institut
für Gerontologie an der TU Dort-
mund. Kontakt: info@ej2012.de,
Telefon: (02 31) 72 84 88 0.
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Die Menschen in Deutschland leben
heute im Schnitt über 30 Jahre länger

als noch vor 100 Jahren. Und die meisten
Seniorinnen und Senioren haben die
Chance, die gewonnenen Jahre bei guter
Gesundheit zu verbringen. Der Sechste
Altenbericht der Bundesregierung hebt
deshalb zu Recht hervor, dass es in
Deutschland noch nie eine Generation
gegeben hat, die im Alter so fit, so gesund
und auch materiell so gut gestellt war wie
die jetzt lebende Generation. Sie hat,
selbst verglichen mit der Generation vor
50 oder 60 Jahren, eine ganz neue Le-
bensphase hinzugewonnen, in der sie
aktiv in der Gesellschaft mitwirken kann.

Die jüngste Anhörung im Deutschen Bun-
destag zum Altenbericht hat uns in dem
Bemühen bestärkt, die traditionellen Al-
tersbilder positiv fortzuentwickeln und
die Erfahrung und das Engagement älte-
rer Menschen verstärkt für unsere Gesell-
schaft zu nutzen. Wir brauchen die älte-
ren Menschen, ihre Erfahrungen und ihre
Tatkraft. Das gilt in den Familien ebenso

wie in der Arbeitswelt und im Ehrenamt.
Der von einer unabhängigen Sachver-
ständigenkommission erstellte Altenbe-
richt macht zahlreiche Vorschläge für
eine möglichst umfassende Teilhabe älte-
rer Menschen am gesellschaftlichen und
kulturellen Leben. Dabei geht es um Be-
reiche wie Arbeit, Bildung, Wirtschaft,
Politik und zivilgesellschaftliches Enga-
gement, aber auch um eine gute medizi-
nische und pflegerische Versorgung.
Im Sinne einer „neuen Kultur des Alters“
habe ich gemeinsam mit Kolleginnen und
Kollegen der Koalitionsfraktionen einen
Antrag zum Altenbericht in den Bundes-
tag eingebracht, in dem wir die Bundes-
regierung auffordern, im Sinne eines
zeitgemäßen Altersbildes die Teilhabe
älterer Menschen am sozialen Leben in
unserem Land umfassend zu stärken.
Gleichzeitig wollen wir vermehrt den
Schatz an Erfahrungen, Wissen und Fä-
higkeiten der älteren Generation für den
Zusammenhalt in unserer Gesellschaft
nutzen. Denn die wachsende Zahl älterer
Menschen in unserer Gesellschaft ist

nicht nur eine Herausforderung, sondern
vor allem eine große Chance für uns alle.
Das erweist sich nicht zuletzt bei den zu-
kunftsweisenden Projekten, die wir in
den letzten Jahren auf den Weg gebracht
haben – etwa den Mehrgenerationenhäu-
sern oder auch dem neuen Bundesfreiwil-
ligendienst, den wir sehr bewusst für
Seniorinnen und Senioren geöffnet ha-
ben. Das sind ganz konkrete Weichenstel-
lungen für eine verstärkte Teilhabe der
älteren Generation, und in beiden Fällen
handelt es sich schon jetzt um eine Er-
folgsgeschichte.
Die Mehrgenerationenhäuser stärken das
Miteinander der Generationen in vorbild-
licher Weise, und der Bundesfreiwilligen-
dienst belegt beispielhaft, dass sehr viele
Seniorinnen und Senioren gar nicht dar-
an denken, sich zum „alten Eisen“ zu
zählen. Im Gegenteil: Sie möchten sich
mit dem ganzen Schatz ihrer Lebenser-
fahrung und ihrem Wissen einbringen
und aktiv bleiben. Ihnen dieses bürger-
schaftliche Engagement auf möglichst
breiter Basis zu ermöglichen ist eine
wichtige Zukunftsaufgabe der Politik.
Denn unsere Gesellschaft wird immer äl-
ter, und der demografische Wandel wird
zu einer Jahrhundertherausforderung.
Bis zum Jahr 2060 wird die Bevölkerung
in Deutschland voraussichtlich auf
65 Millionen Menschen schrumpfen; je-
der Dritte wird dann über 65 Jahre alt
sein. Das führt zu tiefgreifenden Verän-

Am 5. März lud der Bundestagsausschuss für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend zu einer öffentlichen Anhörung.
Im Mittelpunkt standen Ergebnisse des Sechsten Berichts
der Bundesregierung zur Lage der älteren Generation.
Ein Beitrag von Erwin Rüddel MdB.

Positive Altersbilder: Chancen für die
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derungen, wobei nur eines ganz sicher
ist: Die Erfahrungen und die Kenntnisse
der älteren Menschen werden für die Ge-
sellschaft insgesamt immer wichtiger.
Darüber soll nicht vergessen werden, dass
das Alter auch eine Lebensphase ist, in
der die Menschen in besonderer Weise auf
Hilfe und Fürsorge angewiesen sind. Da-
bei entspricht es unserem christlichen
Verständnis, dass die Würde des Men-
schen in jeder Lebensphase der Aus-
gangspunkt aller politischen Überlegun-
gen und Entscheidungen sein muss.
Das heißt konkret, dass es keinerlei Dis-
kriminierung älterer Menschen in der
gesundheitlichen Versorgung geben darf
und Prävention einen neuen Stellenwert
bekommt. Es kann nicht sein, dass Be-
handlungen aus sachfremden – also fi-
nanziellen – Gründen unterlassen wer-
den. Das Krankheitsrisiko muss gerade im
Alter umfassend abgesichert sein. Das
war bisher so, und das wird auch künftig
so bleiben.
Mit der steigenden Lebenserwartung
steigt auch die Zahl der Menschen, die
auf Pflege angewiesen sind. Wir wollen
ihnen Unterstützung, Schutz und Hilfe
bieten. Und wir wollen, dass möglichst
viele ältere Menschen so lange wie mög-
lich selbst über ihr Leben bestimmen
können. Das fördern wir mit vielfältigen
Projekten unter dem Stichwort „Soziales
Wohnen im Alter”.
Hilfe brauchen in besonderer Weise an

Demenz Erkrankte und ihre Angehörigen.
Dazu gehört es, die Angehörigen ver-
stärkt zu unterstützen und soziale Netz-
werke zu schaffen. Deshalb sorgen wir
dafür, dass es bereits ab dem nächsten
Jahr im Rahmen der Pflegeversicherung
deutliche Verbesserungen für Demenz-
kranke und deren Angehörige geben
wird.
Nicht unerwähnt soll in diesem Zusam-
menhang die Familienpflegezeit bleiben,
die seit dem 1. Januar 2012 die Verein-
barkeit von Beruf und Pflege erleichtert.
Damit stützen wir die Familie als Verant-
wortungsgemeinschaft und leisten einen
wichtigen Beitrag zu der Fürsorge, auf die
ältere Menschen in einer humanen Ge-
sellschaft einen Anspruch haben.
Im Zentrum sollte aber die Erkenntnis
stehen, dass der demografische Wandel
für die ältere Generation vor allem zu-
sätzliche Chancen mit sich bringt. Wir
wollen, dass möglichst viele Menschen
im fortgeschrittenen Alter aktiv bleiben
und ihren Erfahrungs- und Wissens-
schatz mit den Jüngeren teilen können.
Niemand muss sich zwangsweise zur Ru-
he setzen oder aus dem gesellschaftli-
chen Leben zurückziehen. Ich bin fest
davon überzeugt, dass kaum etwas so
jung hält wie das Gefühl, gebraucht zu
werden. Wir werden deshalb weiter für
ein lebendiges Miteinander der Genera-
tionen arbeiten, bei dem wir alle nur ge-
winnen können. w

Der Autor: Erwin Rüddel MdB ist Mit-
glied in den Ausschüssen für Gesund-
heit und für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend des Deutschen Bundesta-
ges. Seine Themenschwerpunkte sind
Patientenrechte, Verbraucherschutz
im Gesundheitswesen, Pflege und Se-
niorenpolitik.

www.erwin-rueddel.de

Gesellschaft!
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Souverän: Herr Dr. Mundorf, Sie beschäf-
tigen sich seit vielen Jahren mit der de-
mografischen Entwicklung. Im Umgang
mit diesem Phänomen sehen Sie einen
wichtigen Ansatz in der Förderung nach-
beruflicher Tätigkeiten. Was verstehen Sie
darunter?
Dr. Mundorf: Unter nachberuflichen Tä-
tigkeiten verstehe ich jede Aktivität nach
der beruflichen Tätigkeit, die für den Ein-
zelnen sinnbringend, den Partnern hel-
fend – und im Sinne einer Aufwärtskul-
tur positiv wirkt. Dabei steht fest, dass es
sehr viele kreative Menschen gibt, die
sich auch nach dem Ausscheiden aus dem
Beruf in diesem Sinne aktiv in Wirtschaft,
Gesellschaft, Wissenschaft oder Politik
neu einbringen wollen.

Wo ist das Problem? Bieten sich solchen
Menschen nicht genügend Möglichkeiten?
Nun, es gibt viele Optionen, aber diese
nachberuflichen Tätigkeiten sind nicht
genormt. Sie müssen gewissermaßen
selbst entdeckt, eigenverantwortlich und
zeitsouverän entwickelt werden und auf
die eigene Persönlichkeit zugeschnitten
sein. Gleichzeitig sollten sie den neuzeit-
lichen Bedürfnis- und Bedarfsstrukturen
zugeordnet sein. Das gilt für alle beraten-
den, forschenden, gestaltenden und so-
zial unterstützenden Aktivitäten.
Der berufliche Alltag fordert von den
Menschen, dass sie sich bis zur letzten
Minute auf ihre berufliche Aufgabe kon-
zentrieren und sich über das Leben nach
dem Beruf noch keine Gedanken machen
(können). Mit der Folge, dass sie nach
der Pensionierung erst mal in ein tiefes
Loch fallen. Unsere Aufgabe muss es
sein, diese Menschen dort abzuholen. Sie
werden animiert, den Ruhestand für sich
neu zu definieren, neue Zielstellungen zu
entwickeln, sich im Idealfall als „Lebens-
zeit-Unternehmer“ zu begreifen.

Nur so bewahren sie ihr großartiges
Humankapital und nutzen es mit fort-
schritts- und wohlstandsteigernden Im-
pulsen. Es gibt viele vorbildhafte Beispie-
le. Etwa einen ehemaligen Bundeswehr-
Offizier. Er war im Kraftfahrzeugbereich
tätig. Nach seiner Pensionierung be-

schäftigte er sich intensiv mit dem – für
ihn bis dato völlig fremden – Problem des
Analphabetismus. Daraus entwickelte er
die Idee, eine Fahrschule für Analphabe-
ten zu gründen. Er fand großen Zuspruch.

Hören Sie nicht oft das Gegenargument,
aktive Senioren nähmen dann jungen Leu-
ten auch noch den Arbeitsplatz weg?
Das Argument kommt oft – und ist abwe-
gig. Es geht doch nicht darum, Senioren
über die sogenannte Altersgrenze hin-
aus in normalen Jobs unterzubringen
oder weiterzubeschäftigen. Im Gegen-
teil: Nachberufliche Tätigkeiten, basie-
rend auf dem Erfahrungsschatz älterer
Menschen, können eine positive Entwick-
lung in allen Lebensbereichen nachhaltig
begünstigen. Das wiederum nutzt doch
dem normalen Arbeitsmarkt und schafft
neue Arbeitsfelder und Arbeitsplätze.

Sie sagen, man muss diese Menschen mit-
nehmen, animieren. Wie kann man das
organisieren? Nicht jeder hat gleich die
passende Idee.
Richtig, genau deshalb müssen wir zwei
Wege gehen. Zum einen brauchen wir
Ideenschmieden, wo sich Interessenten
zusammenfinden und die Ergebnisse der
Ideenfindungsprozesse auch dokumen-
tieren. Zum anderen brauchen wir eine
Neuformulierung des Arbeitsbegriffs und
eine Sinndeutung des „Lebensunterneh-
mers“. Wir müssen dem lebenslangen Ler-
nen neue und notwendige Ankerpunkte
bieten. Vor allem muss erreicht werden,
dass die nachberuflichen Tätigkeiten in
ihren verschiedenen Facetten und die
kommerzielle berufliche Arbeit in der
Wertigkeit gleichgestellt werden.

Wie wollen Sie weiter vorgehen?
Wir müssen raus aus dem Wust von Be-
denken und Hemmnissen und konkrete
Schritte vorzeichnen. Dazu müssen wir
Hilfsmittel anbieten; ich denke auch an
eine Internet-Plattform „Modern Age in
Action“, auf der Ideen, Kontakte, Akti-
vitäten angeschoben werden könnten.
Zudem steht die Senioren-Union Nord-
rhein-Westfalen dem Thema für Lö-
sungsansätze sehr aufgeschlossen ge-
genüber. Auf der Basis einer Projektskiz-
ze werden wir im Rheinisch-Bergischen
Kreis dazu beitragen, diesen Nahbereich
zu einer zukunftssicheren Modellregion
zu entwickeln. w

Sind Senioren das Problem der Zukunftsentwicklung,
oder könnten sie Teil der Lösung sein? Ein Interview
mit Dr. Heinz-Dieter Mundorf.

Nachberufliche Tätigkeiten:

Von den Chancen einer
„reifen Gesellschaft“

Souverän-Gesprächspartner

Dipl. Volksw. Dr. Heinz-Dieter Mundorf
war lange Jahre Hauptgeschäftsführer
der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Mittel- und Großbetriebe des Einzel-
handels. Seit 1988 übt er unabhängige
Beratungs- und Forschungstätigkeiten
im Rahmen der Fördergesellschaft für
Internationalen Leistungs- und Infor-
mations-Austausch (FILIA) aus. Bei
der Senioren-Union engagiert sich Dr.
Mundorf u.a. als kooptiertes Mitglied
im Kreisvorstand der SU Rheinisch-
Bergischer Kreis.
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Eine kurze Bestandsaufnahme zeigt,
dass es bereits viele Indizien für einen

deutlich veränderten Umgang mit einer
älter werdenden Gesellschaft in zentralen
Lebensbereichen gibt:

Beschäftigung: Die Erwerbsbeteiligung
älterer Menschen in Deutschland hat in
den letzten Jahren deutlich zugenom-
men. Die Erwerbstätigenquote der 55- bis
64-Jährigen stieg zwischen 2000 und
2010 von 37 Prozent auf knapp 58 Prozent
und damit so stark wie in keiner anderen
Altersgruppe. Deutschland liegt damit
inzwischen im EU-weiten Vergleich deut-
lich über dem Durchschnitt von 46 Pro-
zent. Auch bei den 60- bis 64-jährigen
Erwerbstätigen ist die Quote von knapp
20 auf 41 Prozent gestiegen. Von den 1,7
Millionen Erwerbstätigen über 60 Jahren
hatten mit 1,3 Millionen die meisten eine
sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung. Auch nach Erreichen des 65. Le-
bensjahres waren in Deutschland noch
vier Prozent der Bevölkerung erwerbstä-
tig, darunter überdurchschnittlich viele
Selbstständige und mithelfende Famili-
enangehörige sowie Teilzeitbeschäftigte.

Bildung: Die über 55-Jährigen verfügen
durchschnittlich seltener über akademi-
sche Bildungsabschlüsse. Bei der beruf-
lichen Bildung hingegen gibt es keinen
Unterschied zwischen den mittleren und
oberen Altersgruppen von 35 bis 54 sowie
von 55 bis 64 Jahren. Deutlich ausgeprägt
sind aber noch die Unterschiede im be-
rufsbezogenen Weiterbildungsverhalten,
denn die Wahrscheinlichkeit, an formali-
sierter Weiterbildung teilzunehmen,
nimmt mit zunehmendem Alter deutlich
ab. Allerdings sind zwischen 2007 und
2010 die Weiterbildungsquoten der 55-

bis 59-Jährigen von 37 auf 40 Prozent
und der 60- bis 64-Jährigen von 18 auf 27
Prozent gestiegen.

Gesundheit: Ältere Menschen waren im
Durchschnitt noch nie so gesund wie heu-
te. Dies gilt sowohl für den objektiven wie
für den subjektiven Gesundheitszustand.
Nur etwa ein Viertel der Menschen über
65 Jahre fühlte sich 2009 gesundheitlich
so beeinträchtigt, dass sie ihren gewohn-
ten Tätigkeiten nicht nachgehen konn-
ten. Personen, die präventiven Maßnah-
men nachgehen, fühlen sich dabei merk-
lich gesünder als „Präventionsverweige-
rer“.

Ehrenamt: Ältere Personen sind bereits
heute häufig und vielfältig ehrenamtlich
tätig. Ältere verzeichnen im Bereich
des bürgerschaftlichen Engagements die
höchsten Steigerungsraten. Selbst bei
den 70- bis 74-Jährigen beträgt die Enga-
gementquote noch rund 30 Prozent.

Einkommen und Vermögen: Die finanzi-
elle Situation älterer Menschen in
Deutschland ist im internationalen Ver-
gleich günstig. Die Kaufkraft der deut-
schen Senioren liegt in Europa an fünfter
Stelle, die Armutsgefährdungsraten in
allen Haushaltstypen zum Teil deutlich
unter dem europäischen Durchschnitt.
Allerdings: Alleinlebende Frauen haben
erheblich weniger Einkommen zur Verfü-
gung als alleinlebende Männer. Bei Paa-
ren nimmt mit zunehmendem Alter die
Einkommenshöhe ab. Ältere Menschen
leben ganz überwiegend von Renten und
Pensionen, im Osten noch ausgeprägter
als im Westen. Doch sie verfügen auch
über Vermögen, denn das Geldvermögen
privater Haushalte hat sich während der

letzten 25 Jahre rund verdoppelt. Die äl-
teren Haushalte haben dabei von steigen-
den Rentenwerten, zunehmenden Ren-
tenansprüchen von Frauen, höheren
Vermögenseinnahmen und einer Ver-
dopplung der Wohneigentumsquote pro-
fitiert. Deshalb sind viele Ältere finanziell
in der Lage, die jüngere und mittlere Ge-
neration finanziell und durch Erbschaf-
ten zu unterstützen.

Wirtschaftsfaktor Alter: Daher verwun-
dert es auch nicht, dass die Seniorenwirt-
schaft eine Wachstumsbranche und ein
Beschäftigungsmotor vor allem dort ist,
wo Leistungen verstärkt von älteren Men-
schen nachgefragt werden. Der Wirt-
schaftsfaktor Alter umfasst als „Quer-
schnittsmarkt“ zahlreiche Wirtschaftsbe-
reiche, wie z.B. die Gesundheitswirt-
schaft (inkl. Pflegemarkt), den Touris-
mus, personen- und haushaltsbezogene
Dienste wie auch die Dienstleistungen
um das Wohnen herum. Schon heute ent-
fällt auf die über 50-Jährigen in vielen
Gütergruppen annähernd die Hälfte der
Gesamtumsätze.

„Alter neu denken“ heißt damit, dass die
Alterung der Gesellschaft nicht nur als
zunehmend weniger finanzierbarer An-
stieg der Zahl der Sozialleistungsempfän-
ger interpretiert werden sollte, sondern
auch als Chance und Aufforderung für die
bessere Nutzung von Potenzialen des Al-
ters wie des Alterns. w

Paradigmenwechsel:

Alter „neu denken“

Der Autor: Dr. Hans-Peter Klös ist
Leiter des Wissenschaftsbereichs Bil-
dungspolitik und Arbeitsmarktpolitik
beim Institut der deutschen Wirtschaft
Köln (IW).

Spätestens seit dem 5. Altenbericht im Jahr 2006 lässt sich
ein Paradigmenwechsel in der Betrachtung der Potenziale
des Alters erkennen. Dominierte lange Zeit das „Defizitmo-
dell des Alters“, so wird jetzt zunehmend der Blick auch auf
vorhandene Potenziale alternder Gesellschaften gerichtet.
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Die Zahlen sind aussagekräftig: Rund
600.000 gemeinnützige Organisatio-
nen gibt es in Deutschland, davon sind
19.000 Stiftungen. Fast 36 Prozent der
Deutschen engagieren sich freiwillig
für einen guten Zweck, 40 Prozent der
Bevölkerung spenden regelmäßig. Ins-
gesamt werden rund fünf Milliarden
Euro pro Jahr gegeben. Die Bereit-
schaft, sich für andere Menschen und
das Gemeinwohl zu engagieren, sei
nach wie vor hoch, sagt Bettina Win-
dau, Programmdirektorin „Zukunft der
Zivilgesellschaft“ bei der Bertelsmann
Stiftung.

Souverän: Warum arbeiten
Sie für die Zivilgesellschaft?
Windau: Eine Schlüsselressource unseres
Landes sind Menschen, die bereit und
fähig sind, Verantwortung zu überneh-
men und sich mit Zeit, Wissen und
materiellen Ressourcen für die Gesell-
schaft zu engagieren. Sport, Theater und
Musik, Rettungsdienste, Kindertages-
stätten, Wohn- und Pflegeheime, Um-
weltschutz, internationale Zusammenar-
beit … Fast alle unsere Lebensbereiche
werden durch gemeinnützige Organisati-
onen der Zivilgesellschaft geprägt. Zivil-
gesellschaftliche Organisationen machen
auf Probleme aufmerksam, sind Anwalt
für gesellschaftliche Anliegen, organisie-
ren das Miteinander in unseren Städten.
Und nicht zuletzt wird dort ausgehandelt,
wie wir miteinander leben wollen. So ent-
stehen Vertrauen, Gemeinsinn, Eigenini-
tiative und demokratische Vielfalt.

Wenn Sie Ihre Tätigkeit in wenigen
Worten beschreiben müssten …?
Die Bertelsmann Stiftung möchte dazu
beitragen, dass es in Deutschland auch in
Zukunft eine leistungsfähige Zivilgesell-
schaft gibt. Das heißt konkret, dass noch
mehr Menschen zum freiwilligen Engage-
ment, zum Stiften und Spenden motiviert

werden. Und schließlich möchten wir
erreichen, dass das Rad nicht überall neu
erfunden wird, sondern dass gut funkti-
onierende Lösungen – zum Beispiel in der
Förderung von Bildung und Integration
junger Menschen – in die Breite getragen
und an möglichst viele Orte transferiert
werden.

Wer profitiert denn von
Ihren Projekten?
Wir hören oft den Wunsch: „Ich möchte,
dass mein Engagement etwas Positives
bewirkt!” Dieses Anliegen haben freiwil-
lige Zeitspender ebenso wie soziale Inves-
toren, also Stifter, Spender oder Unter-
nehmen, die sich engagieren. Deshalb
informieren wir über deren Engagements
und machen besonders wirkungsvolle An-
sätze gemeinnützigen Handelns bekannt.
Denn für viele Menschen ist es oft schwer,
genau die richtige Initiative zu finden,
die sie langfristig unterstützen möchten.

Mit Blick auf die Generation 55+.
Gibt es einen typischen Stifter?
Stiften ist etwas höchst Individuelles,
und den typischen Stifter gibt es nicht.
Es gibt aber Trends. Heutzutage entschei-

den sich Stifter meist schon um die Le-
bensmitte dafür, eine Stiftung zu grün-
den. Zum Beispiel wollen sie ein Thema
fördern, das ihr Leben geprägt hat. Sie
wollen aktiv Engagement mitgestalten.
Manchmal fangen sie mit kleinen Sum-
men an, suchen sich Kooperationspartner
oder vergrößern ihre Stiftung später.
Zahlreiche Studien zeigen, dass die per-
sönliche Zufriedenheit auch in den spä-
teren Lebensjahren immens steigt, wenn
man sich engagiert. Einige Untersuchun-
gen zeigen sogar, dass Stifter länger und
gesünder leben. Ich denke, das liegt an
der motivierenden Aufgabe, an den Kon-
takten und an der Vernetzung mit ande-
ren Gleichgesinnten. Auf die Frage, was
er an seiner Stiftung verändern würde,
antwortete uns ein Stifter, er würde frü-
her anfangen.

Wie steht es um die jüngere Generation?
Die von uns beauftragte Studie ‚Jugend
in der Zivilgesellschaft’ stellt fest, dass
sich bereits 35 Prozent der jungen Men-
schen in Deutschland freiwillig engagie-
ren. Aber wir wissen auch, dass die Zu-
gänge zum Engagement ungleich verteilt
sind. So engagieren sich 47 Prozent der
Gymnasiasten, aber nur 27 Prozent der
Haupt-, Real- und Mittelschüler. Das liegt
vor allem daran, dass viele junge Men-
schen den Einstieg ins Engagement nicht
so leicht finden. Rund 50 Prozent sagen,
ich würde mich gern engagieren, wenn
ich wüsste, wie und wo das geht. Hier
setzen wir an. Das Engagement für die
Allgemeinheit sollte Teil der Erfahrungs-
welt und fortwährendes Element in der
Bildungsbiographie aller jungen Men-
schen werden.

Sie arbeiten in Ihrem Programmbereich
mit Partnern zusammen …
Partner sind außerordentlich wichtig für
unsere Arbeit. Als Beispiel will ich den
Kongress ‚Kinder.Stiften.Zukunft.’ nen-
nen, den wir mit Partnern in diesem Jahr
in Erlangen, Berlin, Stuttgart, München
und Märkisch Oderland durchführen. Da-
bei geht es darum, Menschen und Orga-
nisationen in einer Stadt zu vernetzen,
die für junge Menschen arbeiten. So kann
Gutes noch besser getan werden, gemein-
sam und mit ganzer Kraft. Es ist faszinie-
rend, welche Kooperationen dabei ent-
stehen! Das könnte man ohne Partner gar
nicht realisieren. (ik) w

Zukunft der Zivilgesellschaft:

Zusammenhalt stärken
– Engagement fördern

Souverän-Gesprächspartnerin
Bettina Windau

www.bertelsmann-stiftung.de
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Auf der anderen Seite werden immer
mehr Menschen auf Unterstützung im

Alter angewiesen sein. Das darf die Freude
über ein längeres Leben nicht trüben –
wir sollten die Herausforderung anneh-
men und die Veränderung aktiv gestalten.
1995 hat die CDU-geführte Bundesregie-
rung gehandelt und die Pflegeversiche-
rung als neue Säule der deutschen Sozia-
len Sicherung eingeführt. Ein Meilenstein
– seitdem können Pflegebedürftige und
ihre Angehörigen in schwierigen Zeiten
auf die Unterstützung der Solidargemein-
schaft zählen, denn keiner ist dagegen
gefeit, im Alter auf die Hilfe anderer an-
gewiesen zu sein. Zudem wird der Anteil
derer, die sich in diesem Fall nicht auf
Kinder verlassen können, noch zuneh-
men. Übrigens bezahlen deshalb schon
heute Kinderlose einen höheren Beitrag
zur Pflegeversicherung.
Mit dem Gesetz zur Neuausrichtung der
Pflege entwickeln wir die Pflegeversiche-
rung weiter. Durch eine Beitragserhöhung
steht uns eine Milliarde Euro mehr zur
Verfügung. Diese wollen wir gezielt für
neue Leistungen für Demenzkranke und
für pflegende Angehörige einsetzen.
Demenz bedeutet für die Betroffenen und
deren Angehörige eine massive psychi-
sche und physische Belastung: Was tun,
wenn der eigene Vater die Tochter nicht
mehr erkennt und sich in seinem Haus
nicht mehr orientieren kann? Bis zu 150
Euro im Monat zusätzlich an Pflegesach-
leistungen bzw. 85 Euro mehr an Pflege-
geld stehen deshalb Personen mit erheb-
lich eingeschränkter Alltagskompetenz
zu. Pflege ist eine menschliche Zuwen-
dung und keine Akkordarbeit. Angehörige
und Pflegedienste können künftig ein
Zeitkontingent für unterschiedliche Leis-

tungen vereinbaren, Pflegekräfte können
sich so für den Einzelnen mehr Zeit neh-
men.
Abseits der finanziellen Unterstützung
werde ich den Eindruck nicht los, dass wir
uns zu wenig mit den individuellen Aus-
wirkungen einer Pflegebedürftigkeit be-
schäftigen: Welche Ansprüche und Erwar-
tungen haben die Eltern? Inwieweit sind
die Kinder bereit, ihre Eltern zu unterstüt-
zen? Wollen diese ihren Kindern über-
haupt „zur Last fallen“? Nicht jeder hat
Kinder, aber jeder hat Eltern. Deshalb ist
die Familie der richtige Ort, offen und
rechtzeitig darüber zu reden, was im Fall
des Falles zu tun ist. Diese Gespräche sind
sicher nicht einfach, das weiß ich aus ei-
gener Erfahrung. Aber sie stärken auch
den Zusammenhalt und schaffen Vertrau-
en.
Pflegende Angehörige verdienen unseren
höchsten Respekt und unsere Unterstüt-
zung. Künftig wird das Pflegegeld auch
dann hälftig weitergezahlt, wenn Leistun-
gen aus der Kurzzeit- oder Verhinderungs-
pflege in Anspruch genommen werden.
Pflegende Angehörige haben künftig ei-
nen besseren Anspruch auf Rehabilitation
und eine höhere Rente, wenn sie mehrere
Angehörige gleichzeitig pflegen.
Die Erhöhung um 0,1 Beitragssatzpunkte
ist gerechtfertigt und verhältnismäßig für
die jetzt geplanten Leistungsverbesserun-
gen. Die Pflegeversicherung ist und bleibt
ein Teilleistungssystem, alles andere wür-
de die Solidargemeinschaft überfordern.
Deshalb wollen wir die freiwillige private
Vorsorge auch bei der Pflegeversicherung
stärken. Private Vorsorge bei der Rente ist
heute für viele Menschen Normalität. Die-
ses Bewusstsein sollten wir auch hinsicht-
lich einer möglichen Pflegebedürftigkeit

schaffen. Wir wollen nachvollziehbare
und transparente Angebote mit geringen
Versicherungs- und Verwaltungskosten.
Dann sind sie auch attraktiv für Menschen
mit geringem Einkommen, die eben nicht
in der Lage sind, mit der zu erwartbaren
Rente eine Pflegebedürftigkeit im Alter zu
finanzieren. Insbesondere für Kinderlose
ist die private Vorsorge zentral. Deshalb
plädieren die Gesundheitspolitiker der
Union für ein Zulagenmodell, ähnlich wie
es bei Bausparverträgen heute schon ge-
macht wird. Eine reine steuerliche Absetz-
barkeit wäre für Menschen mit geringem
Einkommen nicht attraktiv.
Wir wollen eine verlässliche und planbare
Grundlage für die Absicherung der Risi-
ken im Alter schaffen. Klar ist aber auch:
Das können nicht alleine der Staat und die
Gemeinschaft schultern. Jeder Einzelne
ist gefragt – ob als junger Mensch im Ge-
spräch mit seinen Eltern, bei der Wahl der
richtigen Vorsorge oder als Älterer, der mit
seinen Wünschen und Erwartungen nicht
hinterm Berg hält, sondern sie mit seinen
Nächsten bespricht. Unser Leitbild für die-
sen neuen Dialog der Generationen sollte
das menschenwürdige Leben in jeder Le-
benssituation sein. Gemeinsam finden wir
gute Lösungen. w

Um drei Stunden steigt täglich unsere Lebenserwartung.
Der große Menschheitstraum des langen Lebens – er geht
Schritt für Schritt in Erfüllung. Darüber sollen und dürfen
wir uns freuen. Ein längeres Leben bedeutet auch die Chance
auf mehr Zeit für Lebenswertes, etwa in der Familie, mit dem
Opa oder den Urgroßenkeln.

Pflegeversicherung:

Angehörige unterstützen

Der Autor: Jens Spahn, MdB, ist seit
2009 Vorsitzender der Arbeitsgruppe
Gesundheit und gesundheitspoliti-
scher Sprecher der CDU/CSU-Fraktion
sowie Mitglied im Bundestagsaus-
schuss für Gesundheit.

www.jens-spahn.de

De Auto J Spah MdB ist it
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Volker Kauder Philipp Mißfelder Dr. Angela Merkel Dr. Kristina Schröder

Rückblende: Oktober 2010. Schon vor
nun bald zwei Jahren war die Stadthal-

le in Recklinghausen der Mittelpunkt
spannender Debatten und bewegender
Momente (vgl. Souverän 4-2010) im Rah-
men der 13. Bundesdelegiertenversamm-
lung der Senioren-Union. Unter dem Mot-
to „Union der Generationen. Gemeinsam.
Die Zukunft!“ hießen rund 260 Delegier-
te, 120 Gäste und 50 Journalisten u.a.
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel will-
kommen. Neben den anstehenden Wahlen
zum Bundesvorstand spielten Themen wie
die demografische Entwicklung, der Zu-
sammenhalt der Generationen, aber auch
Zuwanderung, Identität der CDU, Rente
und Pflege eine wichtige Rolle.
Jetzt zieht es die zweitgrößte Vereini-
gung innerhalb der CDU erneut in
die Festspielstadt im Norden des
Ruhrgebiets. Und wieder hat die
Kanzlerin ihre Teilnahme zuge-
sagt, außerdem die Bundesminis-
terin für Familie, Senioren,

Frauen und Jugend, Dr. Kristina Schröder
MdB, der Vorsitzende der CDU/CSU-Frak-
tion im Deutschen Bundestag, Volker
Kauder, und nicht zuletzt Lokalmatador
Philipp Mißfelder, Vorsitzender der Jun-
gen Union, der hier seinen Wahlkreis hat
(Stand: Mai 2012). Eingeladen wird zu-
dem der im Juni neu zu wählende Lan-
desvorsitzende der CDU NRW.
Es beginnt am Sonntag, dem 2.9.2012,
mit der Sitzung des Bundesvorstandes
und den Treffen der
Landesvereini-
gungen. Am
Montag

dann nach der ökumenischen Andacht
Grußworte, die Reden von Kristina Schrö-
der, Volker Kauder und Angela Merkel
und die Neuwahl des Bundesvorstandes.
Der Tag klingt bei einem gemütlichen
NRW-Abend aus. Am Dienstag setzt
Philipp Mißfelder das Polit-Feuerwerk
fort, bevor der neugewählte Bundesvor-
sitzende ein Schlusswort sprechen wird.
Selbstverständlich ist auch politische
Kärrnerarbeit angesagt, gilt es doch, an
beiden Tagen die Sacharbeit zu pflegen
und so auch die Vielzahl der vorliegenden
Anträge, u.a. den Leitantrag „Moderne
Altersbilder“, zu diskutieren und abzuar-
beiten. Also: Auf in den „Pott“, Reckling-
hausen wird eine Reise wert sein! w

Bundesdelegiertenversammlung 2012:

Kärrnerarbeit und Polit-Prominenz
Die 14. Bundesdelegiertenversammlung der
Senioren-Union findet vom 2. bis 4. September 2012
in Recklinghausen statt. Schon jetzt ist klar: Die
Polit-Prominenz gibt sich ein Stelldichein.

souverän 2|201226
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Das war schon was: Perfekt organisiert,
prominente Politiker, 110 Veranstal-

tungen und viele konkrete Angebote und
Anregungen zum Mitmachen und Mitge-
stalten: Am 10. Deutschen Seniorentag
im Congress Center Hamburg bot der Aus-
richter – die Bundesarbeitsgemeinschaft
der Senioren-Organisationen (BAGSO) –
den 20.000 Besuchern ein fulminantes
Programm. Mittendrin auch die Senioren-
Union. An ihrem Stand, gut betreut von
Bundesvorstands- und Vorstandsmitglie-
dern der Senioren-Union Hamburg,
herrschte zeitweise Belagerungszustand,
die Menschen zeigten großes Interesse
an den Gesprächspartnern und Positio-
nen der zweitgrößten Vereinigung der
CDU.
Für den Samstag hatte die Senioren-Uni-
on eine hochkarätige Podiumsdiskussion
organisiert. Fast 250 Zuhörer verfolgten
die anspruchsvolle Diskussion um ein
„Leben in Würde bis zum Ende“, die von
SU-Mitglied Prof. Dr. Ursula Lehr, Ex-
Bundesministerin und BAGSO-Vorsitzen-
de, einfühlsam moderiert wurde. Prof.
Reinhard Turre, stv. Vorsitzender der
Kammer für soziale Ordnung der Evange-
lischen Kirche Deutschlands, Prof. Lukas
Radbruch, Inhaber des Lehrstuhls für
Palliativmedizin an der Universität Bonn

und Prof. Andreas Kruse vom Institut für
Gerontologie der Universität Heidelberg,
kamen in einem sehr facettenreichen Ge-
dankenaustausch – auch mit dem Audi-
torium – u.a. zu dem Fazit, dass Men-
schen die Möglichkeit haben müssen, ihr
Sterben zu leben. Insbesondere müsse
künftig dringend bei der Ausbildung von
Fach- und Pflegekräften berücksichtigt
werden, wie man mit Patienten umgeht,
die keine Familie haben. Der Tod sei Teil
des Lebens, werde aber in der Gesell-
schaft verschwiegen, stattdessen müsse
dies als wichtige Phase des Lebens er-
kannt und begleitet werden.
So stand letztlich dieses Podium auch im
Zeichen dessen, was Bundeskanzlerin Dr.
Angela Merkel bei ihrer Ansprache auf
dem Seniorentag gefordert hatte: Die Äl-
teren sollten sich einzumischen.
O-Ton: „Sie diskutieren über zentrale Fel-
der unserer Gesellschaft. Und dass Sie das
so selbstbewusst tun, Ja zum Alter sagen
– aber auch zur Einmischung, zum Mitre-
den, zum Engagement, ist unendlich
wichtig für uns.“ Bundespräsident Joa-
chim Gauck hatte es zur Eröffnung ähn-
lich ausgedrückt. Er appellierte an die
ältere Generation, die durch die höhere
Lebenserwartung gewonnene Freiheit zu
nutzen. w

Senioren-Union auf dem
Deutschen Seniorentag in Hamburg:

Erfolg auf der ganzen Linie
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Volles Haus bei der Podiumsdiskussion der
Senioren-Union (Fotos oben). Andrang
immer wieder auch am Stand, inklusive pro-
minentem Besuch: Dieter Hackler, Leiter der
Abt. III, Ältere Menschen im Bundes-mini-
sterium für Familien, Senioren, Frauen und
Jugend (BMFSFJ) (Foto unten rechts), be-
suchte ebenso den SU-Stand wie der Parla-
mentarische Staatssekretär im BMFSFJ, Dr.
Hermann Kues (Foto unten links). Die BAG-
SO-Vorsitzende Prof. Dr. Ursula Lehr
eröffnete den Seniorentag (Mitte unten) und
begrüßte zur Eröffnung den Bundespräsi-
denten Joachim Gauck wie auch Familien-
und Seniorenministerin Dr. Kristina Schröder
(oben links).
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Foto: Oliver Killig

Hohe Auszeichnung: Die Landesvorsitzen-
de der Senioren-Union Sachsen und
Staatsministerin a.D., Friederike de Haas,
empfing am 1. März in der Fürstengalerie
des Residenzschlosses Dresden aus der
Hand des sächsischen Ministerpräsiden-
ten Stanislaw Tillich den Verdienstorden
des Freistaates Sachsen. Tillich würdigte
damit die hervorragenden Verdienste von
Frau de Haas um den Freistaat.

Bezirksdelegiertenversammlung: Ganz im
Zeichen von Wahlen stand die Bezirksver-
sammlung der Senioren-Union Bezirk
Aachen am 28. März in Düren. So nutzte
Gastredner Oliver Wittke, Generalsekre-
tär der NRW-CDU, die Gelegenheit, die
rund 50 Teilnehmer auf die überraschend
zustande gekommenen Neuwahlen im
bevölkerungsreichsten Bundesland an
Rhein und Ruhr einzuschwören. Wenn die
SPD eine Politik mit Herz propagiere, set-
ze die CDU eine Politik mit Herz und Ver-
stand dagegen. Denn die drängenden
Verschuldungsprobleme, die Gestaltung
der Energiewende, die Infrastrukturpoli-
tik im Lande sowie das Thema Vereinbar-
keit von Familie und Beruf
könnten von Rot-Grün nicht
gelöst werden.
Neben der aktuellen Landes-

politik standen Neuwahlen zum Bezirks-
vorstand an. Der amtierende Bezirksvor-
sitzende Norbert Gönnewicht wurde da-
bei mit satter Mehrheit bestätigt. Zu sei-
nen Stellvertretern bestimmten die Dele-
gierten Gudrun Seemann aus Düren, Dr.
Heiner Berger aus Aachen, Helmut Na-
gelschmitz aus Euskirchen und Ulrich
Jers aus Heinsberg. Peter Strunk (Aa-
chen-Land) komplettiert künftig als
Schriftführer den geschäftsführenden
Vorstand. Zu Beisitzern wurden Josefine
Schultheis und Herbert Geller (Aachen-
Land), Helma Lunk-Schröder und Joseph
Hugot (Aachen-Stadt), Elfriede Vieth
und Wolfgang Gunia (Düren), Margret
Röttgerkamp und Matthias Mohr (Euskir-
chen) sowie Emmi Hülser und Winand
Ruland (Heinsberg) gewählt.

Erfolgsgeschichte: Die Senioren-Union
(SU) im Schloss Holte-Stukenbrock
(SHS), Kreis Gütersloh, kann auf eine
phänomenale Entwicklung zurückbli-
cken. Innerhalb von nur dreieinhalb Jah-
ren wurde die Mitgliederzahl von 5 auf
über 140 ausgebaut. Als der CDU-Vorstand
in SHS im Frühjahr 2008 seinen langjäh-
rigen Schriftführer Dr. Siegfried Kosubek
mit der Übernahme des Vorsitzes der SU
im Ort beauftragte, sagte dieser zu, nach
seiner Pensionierung im August d. J. zu
starten. Parallel zu diesem Termin warb
bereits der Vorsitzende in spe im Kreise
seiner Freunde und Bekannten im priva-
ten und politischen Raum durch persön-
liche Ansprache (erst Telefon, dann Be-
such), sodass bis zur Gründungsver-
sammlung am 1. Oktober 2008 bereits 57
über 60-Jährige zur Mitarbeit in der SU
bereit waren und diese stark machen
wollten. Als erste gemeinsame Aktion
wurde Anfang Dezember 2008 der Land-
tag in Düsseldorf besucht mit Führung
und Diskussion der heimischen Landtags-
abgeordneten Dr. Michael Brinkmeier

und Ursula Doppmeier. Jedes Halbjahr
werden die geplanten Veranstaltungen
(Tages-Studienfahrten zu besonderen
Zielen, Betriebsbesichtigungen, relevan-
te Vortragsthemen, politische Aktionen
und gesellige Zusammenkünfte) in einem
Flyer bei einem Pressegespräch vorge-
stellt und parallel allen Mitgliedern zuge-
schickt (bislang zwölfmal). Aufgrund der
breiten Öffentlichkeitsarbeit (Tagespres-
se, Flyer, Mund-zu-Mund-Propaganda)
sind die Veranstaltungen innerhalb weni-
ger Wochen ausgebucht, sodass Wartelis-
ten geführt werden.
Die SU hat sich vor Ort gut etabliert. Fünf
Mitglieder sind im Stadtrat, zwei im
Kreistag, und vier gehören seit Jahren
dem CDU-Vorstand von SHS an.

Neuer Vorstand: Die Senioren-Union Bed-
burg hat einen neuen Vorstand. Auf der
Mitgliederversammlung Anfang April
wurde Dietmar Heffels mit überwältigen-

Notizen 33

Der alte und neue Bezirksvor-
sitzende Norbert Gönnewicht
(am Pult) kündigt den Gast
des Tages an, NRW-CDU-Ge-
neralsekretär Oliver Wittke
(lks.).

Dr. Siegfried Kosubek, SU-Vorsitzender
von Schloß Holte-Stukenbrock, und
sein Stellvertreter Klaus-Jürgen Streck
(links) bei der Presse-Vorstellung des
aktuellen Programm-Flyers für das
1. Halbjahr 2012.

Der neue Vorstand (v.l.n.r.): Peter Christ,
Dietmar Heffels, Ingrid Esser, Peter Wet-
zel, Klaus Dietrich, Achim Niepel.
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der Mehrheit zum neuen Vorstandsvorsit-
zenden gewählt. Er wird auch in Zukunft
das Amt des Schriftführers übernehmen.
Heffels dankte der Versammlung für das
ausgesprochene Vertrauen und seiner
Vorgängerin Ingrid Esser für ihre Arbeit
als Interimsvorsitzende von November
2011 bis heute. Achim Niepel wurde
ebenso einstimmig als stellvertretender
Vorsitzender sowie Klaus Dietrich als
Schatzmeister und Ingrid Esser als Bei-
sitzerin gewählt. Weitere Beisitzer sind
Peter Wetzel aus Elsdorf und Peter Christ,
der das Amt des Pressesprechers und die
Öffentlichkeitsarbeit weiterführt.

Jubiläumsveranstaltung: Vor 20 Jahren -
am 17. Februar 1992 – fanden sich 25
Bürger aus Leck zusammen und gründe-
ten im „Alten Rathaus" die Senioren-
Union Leck und Kanharde. Dies war im
Februar 2012 ein Grund, diesen Tag fei-
erlich zu begehen und den noch lebenden
Gründungsmitgliedern und allen Mitglie-
dern, die der Senioren-Union seitdem die
Treue bewahrt haben, in einem festlichen
Rahmen Danke zu sagen. Am frühen Vor-
mittag war die Jahreshauptversammlung
anberaumt, denn es standen auch noch
Wahlen an. Der 1. Vorsitzende Hans-
Wilhelm Sievers, der Schatzmeister Peter
Christiansen sowie die Beisitzerinnen
Roswitha Schmidt und Maren Matzen
standen turnusmäßig zur Wahl. Das Er-
freuliche: Alle wurden einstimmig von
den 76 anwesenden Mitgliedern wieder-
gewählt. Um 11.00 Uhr begann im Forum
der Nordseeakademie die Jubiläumsver-
anstaltung. Sieben Stelltafeln informier-
ten über die Gründung und die bisherigen
Aktivitäten. Die Jubiläumsveranstaltung
selbst, besucht von 130 Mitgliedern, Eh-
renmitgliedern und Politikern aus CDU
und Junger Union, hatte ein festliches
Programm und eine festliche musikali-
sche Umrahmung. Den Festvortrag hielt

Professor Carl-Ingwer Johannsen, derzei-
tiger Leiter des Museums Molfsee. Einen
besonderen Abschnitt dieser Jubiläums-
veranstaltung bildeten die Ehrungen, die
von der Ehrenvorsitzenden der Senioren-
Union, Helga Kleiner, und dem Landes-
vorsitzenden, Karl-Heinz Starck, zusam-
men mit dem Vorsitzenden Sievers vorge-
nommen wurden.

Ruhestand: Die Senioren-Union Nieder-
sachsen hat am 29.2.2012 ihren langjäh-
rigen Landesgeschäftsführer Ernst Engel-
hard aufgrund des erreichten Rentenal-
ters von 65 Jahren in den wohlverdienten
Ruhestand verabschiedet. Ernst Engel-
hard war in seiner „Dienstzeit“ zu einem
festen Bestandteil und fast schon „Inven-
tar“ in der Senioren-Union der CDU in
Niedersachsen geworden. Niedersachsens
CDU-Generalsekretär Ulf Thiele bedankte
sich für die stets freundschaftliche und
vertrauensvolle Zusammenarbeit und

wünschte Ernst Engelhard für die Zukunft
alles erdenklich Gute, Glück, Zufrieden-
heit und vor allen Dingen beste Gesund-
heit. Als neuer Ansprechpartner steht seit
dem 1.3.2012 Jörn van Aalst unter (0511)
2 79 91-53 und der E-Mail vanaalst@cdu-
niedersachsen.de zur Verfügung.

Neuer Vorstand: Am 15.2.12 wählte die
Senioren-Union der CDU Overath ihren
neuen Vorstand. Das Foto zeigt den Vor-
sitzenden Rudolf Preuß mit den fröhli-
chen starken Frauen der Overather Seni-
oren-Union. Von links: Rosemarie Lam-
mers (Beisitzerin), Ilse Brenner (Beisit-
zerin), Helga Herfen (Schatzmeisterin),
Rosemarie Schlingschroeder (Beisitze-
rin), Sigrid Wunderlich (stv. Vorsitzen-
de). Die SU Overath lobt in diesem Jahr
erstmals einen Preis aus für eine Person
oder eine Gruppe von Personen, die eh-
renamtlich und ohne Entgelt tätig ist,
ohne die die Senioren in Overath ärmer
wären. Es handelt sich um einen Geld-
preis, der, von einer Urkunde begleitet,
in einer öffentlichen Veranstaltung der
Senioren-Union Overath überreicht wird.
Er wird aus den Mitgliedsbeiträgen do-
tiert. Vorschläge können von den Mitglie-
dern der Senioren-Union Overath, aber
auch aus der Öffentlichkeit kommen.
Sich selbst bewerben kann man nicht.
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Aktiv im Heidekreis: Am 12. Dezember
2007 wurde von 18 Mitgliedern der CDU-
Munster die Senioren-Union Munster
gegründet. 1. Vorsitzender wurde und ist
seitdem Wolfgang Söhnholz, der im Ja-
nuar 2012 für weitere zwei Jahre wieder-
gewählt wurde. Ein umfangreiches jewei-
liges Jahresprogramm sorgt dafür, dass
die monatlichen Treffen von durch-
schnittlich 40 bis 50 Mitgliedern und
Gästen besucht werden. Die Veranstal-
tungen reichen von Vorträgen durch Re-

ferenten aus den eigenen Reihen über
regelmäßige Informationen durch den
Landtagsabgeordneten der CDU, Karl-
Ludwig von Danwitz, und den Bundes-
tagsabgeordneten Reinhard Grindel
(ebenfalls CDU) bis hin zu gemeinsamen
Fahrten zum niedersächsischen Landtag
nach Hannover und zum Bundestag nach
Berlin. Weitere gemeinsame Aktivitäten
wie z.B. Fahrten zu kulturellen Veranstal-
tungen, Wanderungen und Teilnahme an
Veranstaltungen der Bundeswehr – 2012:
Gefechtsschießen auf dem Truppen-
übungsplatz Bergen – gehören ebenfalls
dazu. Im Jahre 2011 hat eine Reinigungs-
aktion von Grabsteinen auf dem Ehren-
friedhof (Soldatenfriedhof) Munster zu-
sammen mit Soldaten des Ausbildungs-
zentrums der Bundeswehr, allen öffentli-
chen Schulen, der Feuerwehr, der CDU

und Bürgern der Stadt Munster für große
Beachtung bei der Bevölkerung gesorgt.
Die rege Aktivität der Mitglieder und des
gesamten Vorstandes sorgten auch dafür,
dass die Senioren-Union Munster mittler-
weile in der Stadt eine gesellschaftliche
Bedeutung erlangt hat, die bei der Grün-
dung im Jahre 2007 so nicht abzusehen
war. Die Mitgliederzahl ist von damals 18
auf nunmehr 85 angestiegen, und das
Erreichen der Zahl 100 in absehbarer Zeit
scheint nicht illusorisch. Auch der Vor-
stand der Senioren-Union Landkreis Hei-
dekreis, bestehend aus den Ortsverbän-
den Munster und Schneverdingen, wurde
neu gewählt. Unser Foto zeigt die neuen
Mitglieder des Vorstandes und Gäste.
Von links: Dietrich Breuer (Beisitzer +
Pressewart), Gudrun Pieper (MdL Nieder-
sachsen und Kreisvorsitzende), Sigrid
Hartung (Beisitzerin), Wolfgang Schu-
macher (stellv. Kreisvorsitzender),
Rosemarie Verchau (Schriftführerin),
Wolfgang Söhnholz (Kreisvorsitzender),
Helmut Stürck (Schatzmeister) und
Bürgermeister Adolf Köthe (Stadt Muns-
ter – parteilos).

Zwischenbilanz: Zwei Jahre nach Grün-
dung der Senioren-Union der CDU Bü-
ckeburg konnte kürzlich ihr Vorsitzender
Friedel Pörtner eine sehr erfreuliche Zwi-
schenbilanz ziehen: Die Mitgliederzahl ist
von 13 auf 70 Mitglieder gestiegen, es
wurden 20 öffentliche Informations-
und Diskussionsveranstaltungen durch-
geführt, u.a. mit dem SU-Bundesvorsit-
zenden Prof. Dr. Otto Wulff, dem Bundes-
minister a.D. Dr. Rudolf Seiters, den
parlamentarischen Staatssekretären Stef-
fen Kampeter und Dr. Hermann Kies, den
Landesministern Aygul Özkan und Hart-
mut Möllring und dem hannoverschen
Unternehmer und Präsidenten von Han-
nover 96, Martin Kind, sowie zahlreichen

Jahreshauptversammlung: Einmütig verlief die Jahreshauptversammlung der
Senioren-Union Rösrath am 30. Januar 2012. Die 75 anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder folgten bei der Wahl den Vorschlägen des Vorstandes. Der am-
tierende Vorsitzende Rainer Mauer wurde mit einer Enthaltung im Amt bestätigt.
Sein bisheriger Stellvertreter Dieter Henning reichte den Staffelstab an seinen
Ratskollegen Hans-Reinhold Drümmen weiter. Die Versammlung wollte aber auf
die jahrelangen Erfahrungen von Dieter Henning nicht verzichten und wählte ihn
als Beisitzer. Paul Kraus wurde einstimmig zum Schriftführer gewählt. Kraus ist
als sehr erfolgreicher Werber von neuen Mitgliedern bekannt. Die Versammlung
bedankte sich für seine organisatorische Fleißarbeit bei der Durchführung der
Ausflüge. Schatzmeister wurde wieder Gottfried Heller. Als Beisitzer wurden Ga-
briele Mauer, Karin Grießmann und Erhard Büscher neu in den Vorstand gewählt.
Der Kreisvorsitzende der Senioren-Union, Holger Müller MdL, lobte die erfolgrei-
che Arbeit seiner Rösrather Mitstreiter. Schließlich ist dieser Stadtverband mit
seinen 185 Mitgliedern der stärkste im Rheinisch-Bergischen Kreis.

Der Vorstand der Senioren-Union Munster.
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kommunalpolitischen Experten. Zudem
bot die Senioren-Union Bückeburg sechs
Informationsfahrten an, und durch eine
Unterschriftenaktion konnte die Situati-
on des ärztlichen Notdienstes im südli-
chen Teil des Landkreises Schaumburg
verbessert werden.
Die Neuwahlen zum Vorstand, die in gro-
ßer Einstimmigkeit durchgeführt wur-
den, erbrachten folgendes Ergebnis: Vor-
sitzender blieb Friedel Pörtner, stv. Vor-
sitzende wurden Ruth Harmening und
Ingeborg Holeisen, als Schriftführer
fungiert Lothar Melchin, Schatzmeister
blieb Ekkehard Dürig, das Amt des Pres-
sewartes verlieb bei Horst Neufahrt und
als Beisitzer wurden Helga Davar, Roswi-
tha Harting und Johannes Martens ge-
wählt.

Zum Ehrenvorsitzenden ernannt: Mehr als
100 Gäste, Freunde und Mitglieder der
Senioren-Union Wesseling waren in den
Pfarrsaal St. Andreas in Keldenich ge-
kommen. Anlass waren die Verabschie-
dung von Rudolf „Rudy“ Freystadt aus
dem Vorstand und seine Ernennung zum
Ehrenvorsitzenden. Dr. Bernhard Worms,
Präsident der Europäischen Senioren Uni-
on, war eigens nach Wesseling angereist,

um die Ehrung vorzunehmen und in sei-
ner Rede die Verdienste für die Senioren-
Union, deren Vorsitzender und sogar
Gründer Freystadt 25 Jahre lang war, zu
würdigen. Was Maria Mund, seine Nach-
folgerin als Vorsitzende der Senioren-
Union Wesseling, allerdings streng ge-
heim gehalten hatte, war eine weitere
Ehrung. Mit der Verleihung der Konrad-
Adenauer-Medaille der Senioren-Union
Deutschlands wurden die Verdienste
Freystadts für die Senioren und Seniorin-
nen auch über
Wesseling hin-
aus gewürdigt.

Gutachter-Ur-
teil: Als klares
Zeichen gegen
eine leider
in vielen Berei-
chen zu be-
obachtende Al-
tersdiskrimi-
nierung wertet
der Kreisvorsit-
zende der Leip-
ziger Senioren-
Union, Konrad
Riedel, den

Sieg eines 75-jährigen ehemaligen EDV-
Gutachters und Sachverständigen vor
dem Bundesverwaltungsgericht. Der 8.
Senat des Gerichts stellte fest, dass ge-
nerelle Höchstaltersgrenzen – im kon-
kreten Fall der Industrie- und Handels-
kammer (IHK) – eine unzulässige Be-
nachteiligung seien und ältere Men-
schen diskriminieren. „Dem Kläger und
allen anderen Betroffenen gilt unser
Glückwunsch“, betonte Riedel. „Wir se-
hen uns damit in unserer Initiative be-
stätigt, dass die ebenso willkürlich fest-
gelegten allgemeinen Altersgrenzen für
Wahlbeamte in Kommunen wie Bürger-
meister und Landräte aufgehoben wer-
den müssen. Auf das Können und die
Erfahrungen der Älteren kann und darf
die Gesellschaft nicht verzichten.“ Die
Senioren-Union Leipzig hatte mit dieser
Forderung im vergangenen Jahr in der
sächsischen Landes-Senioren-Union wie
auch auf dem Landesparteitag der CDU
eine demografisch wichtige Diskussion
angestoßen, nach der sich die Landes-
CDU ebenfalls zu diesem Ziel bekannte.

V.l.n.r.: die Vorstandsmitglieder der SU Bückeburg – Horst Neufahrt, Ruth Harme-
ning, Friedel Pörtner, Ekkehard Dürig, Lothar Melchin, Roswitha Harting, Johannes
Martens und Helga Davar.

Foto: Jürgen Löffler. CDU Wesseling
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Soziales Pflichtjahr für Rentner?
Zur Souverän 1-2012, S. 10
… Nun, ich habe noch ein Jahr Haus-
haltsschule machen dürfen, bevor es in
die Berufsausbildung ging. Mit 15 1/2
Jahren machte ich mein vorgeschriebe-
nes einjähriges Praktikum in einem Kin-
derkurheim. Was hieß: um 6.30 Uhr in
der Küche sein, den alten Kochherd an-
feuern. Dann für 40 Kinder Brote schmie-
ren, Milchsuppe kochen, Tische einde-
cken … dann zehn Minuten Frühstücks-
pause. Dann 40 Kinderbetten machen,
fünf Schlafzimmer putzen. Wieder runter
in die Küche, für 40 Kinder und drei Er-
wachsene Kartoffeln schälen, Gemüse
putzen, kochen, Tische eindecken. …
Mittagspause? Was ist das? So ging es
den ganzen Tag, um 23.00 Uhr war ich
endlich im Bett. Ein freies Wochenende
gab es nicht, nur Mittwochnachmittag
hatte ich von 15.00 bis 22.00 frei. Für all
diese Schufterei bekam ich 40 DM im Mo-
nat. In die Rentenkasse wurde auch
nichts eingezahlt. Mein Jahresurlaub
ging vom 22.12. bis zum 2.1. des nächs-
ten Jahres. Heute würde das Jugendamt

dagegen einschreiten! Danach habe ich
in einem kirchlichen Kindergarten gear-
beitet, … über 72 Stunden pro Woche.
Dafür habe ich nach fünf Dienstjahren
237 DM bekommen. … Nach meiner Hei-
rat arbeitete ich im Büro meines Eheman-
nes. Als ich zwei Kinder zu versorgen
hatte (ohne Wegwerfwindeln, Waschma-
schine, Brei aus dem Gläschen), habe ich
die Büroarbeiten von 20-23 Uhr gemacht.
Nach meiner Scheidung habe ich meinen
zweiten Beruf erlernt … darin etliche
Jahre gearbeitet, immer bis 18.30 Uhr.
Aufgrund einer schweren Erkrankung
wurde ich als nicht mehr arbeitsfähig
eingestuft. Entsprechend klein ist meine
Rente. Jetzt leite ich mit 76 Jahren einen
kleinen Seniorenkreis der CDU, natürlich
ehrenamtlich. Selbst die damit verbun-
denen Ausgaben bezahle ich aus der ei-
genen Tasche. So sieht mein Leben aus,
und da soll ich noch ein soziales Pflicht-
jahr leisten? Nein danke!
Hannelore Wedel-Böök, 28327 Bremen

Ist die Prozentberechnung gerecht?
Zur Souverän 1-2012
Die Anwendung der Prozentrechnung in
allen Bereichen des Lebens ist ein wich-
tiger Faktor in der Gegenwart und vor
allem im Ausblick für die Zukunft. Aber
kann nicht auch die Anwendung der Pro-
zentrechnung zu falschen Entwicklungen
führen? Ich denke dabei an die Erhöhung
von Gehältern und Renten. Es ist richtig,
dass eine höhere Leistung zu höheren
Bezügen führt. Wir wollen ja keinen Kom-
munismus. Aber Steigerungsraten mit
gleichen Prozentsätzen für alle führen zu

einer falschen Entwicklung. Sie tragen
auch zu einer Zunahme der Altersarmut
bei. Nehmen wir in der niederen Stufe ein
Gehalt von 1.000 Euro, in der höheren
Stufe ein Gehalt von 3.000 Euro monat-
lich an, so beträgt ja die Spanne 2.000
Euro. Wenn jetzt jährliche Steigerungen
von zwei Prozent stattfinden, so ergibt
sich für die untere Stufe nach zehn Jah-
ren ein Monatsbetrag von 1.195 Euro, für
die obere Stufe von 3.585 Euro. Somit ist
die Einkommensspanne von 2.000 auf
2.390 Euro angewachsen. Nun müssen
aber alle Bürger gleiche Preise für Benzin,
Heizöl, Gas, Strom, ÖPNV und Lebensmit-
tel bezahlen. Wenn jetzt die Preise für
Benzin, Heizöl, Strom und Gas weit über
zwei Prozent steigen, so kann dies bei
den unteren Einkommensbeziehern zur
Armut führen. Mein Verbesserungsvor-
schlag: Nach einem Jahr mit gleicher Pro-
zentberechnung folgen zwei Jahre mit
gleichen absoluten Eurobeträgen. … Die
absolute Differenz nach zehn Jahren be-
trägt dann nur noch 167 anstelle von 390
Euro. Aus sozialem wie christlichem
Blickwinkel wäre es m.E. notwendig, sich
Gedanken über meinen Vorschlag zu ma-
chen.
Sebastian Brückner, 53547 Roßbach

Welcher Computer ist der
richtige für mich?
Zur Souverän 1-2012, S. 35
In der neuen Reihe (s.o.) schreiben Sie,
dass ein Notebook nicht ohne Maus be-
dient werden kann. Ich meine, dass das
nicht richtig ist. Denn unterhalb jeder
Notebooktastatur (jedenfalls bei meinem
Notebook) befindet sich ein Eingabefeld,
auf dem man mit Fingerbewegungen den
Mauszeiger auf dem Bildschirm bewegen
kann. Außerdem zwei Drucktasten, wel-
che als rechte und linke Mausdrucktasten
fungieren.
Udo Weishaar, 66424 Homburg

Anm. des Autors Oliver Bruemmer: Grund-
sätzlich ist der Einwand des Lesers berech-
tigt. Jedoch vertrete ich als Autor die
Meinung, dass mit dem Notebook-Touch-
pad nicht auf lange Sicht gearbeitet wer-
den kann. Jeder ernsthafte User eines
Notebooks besitzt eine externe Maus und
setzt diese bei längerem Gebrauch auf-
grund der höheren „Usability” oder Prak-
tikabilität des Notebooks ein.

Sie haben
das Wort ...
Ihre Meinung zu den Artikeln
in Souverän interessiert uns.
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der
CDU Deutschlands

Leserbriefe
Konrad-Adenauer-Haus
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.

LESERBRIEFE

Errata
Im Beitrag der Souverän 1-2012
zum 10. Deutschen Seniorentag in
Hamburg auf S. 13 hat sich leider
der Druckfehlerteufel eingeschli-
chen. Dort wird die inhaltliche Mit-
arbeit an einem Diskussionspapier
mit dem Titel „Lebensleistung an-
erkennen, Altersarmut anerken-
nen“ angesprochen. Natürlich
heißt das Papier „Lebensleistung
anerkennen, Altersarmut vermei-
den!“. Die Redaktion bittet um Ent-
schuldigung.
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Herr Martens, Europa steht mitten in der
schwersten Krise seit 1945. Ist die Schul-
denkrise tatsächlich auch eine Gefahr
für den europäischen Zusammenhalt?
Martens: Die größte Finanz- und Wirt-
schaftskrise seit den 1930er-Jahren geht
natürlich nicht spurlos an uns vorüber.
Viel von unserem Wachstum wurde auf
Schulden aufgebaut, und das geht nicht
bis in alle Ewigkeit gut. Daher war es
wichtig, dass wir die Regulierung der Fi-
nanzmärkte auf europäischer Ebene ver-
schärft haben und die Banken zwingen,
in Zukunft nachhaltiger zu wirtschaften.
Es kann nicht sein, dass der Finanzsektor
in guten Zeiten Milliardengewinne macht
und in der Krise vom Steuerzahler geret-
tet werden muss. Das müssen wir in Zu-
kunft verhindern. Aber bei allen Schwie-
rigkeiten dürfen wir eines nicht verges-
sen: Der Euro hat im vergangenen Jahr-
zehnt Wachstum und Wohlstand in ganz
Europa geschaffen – gerade auch in
Deutschland, wo er durch eine faktische
Abwertung gegenüber der D-Mark den
Export gefördert und die Wettbewerbsfä-
higkeit verbessert hat. Ich bin zutiefst
davon überzeugt, dass Deutschland ohne
Euro nicht annähernd seine heutige wirt-
schaftliche Stärke hätte und die Arbeits-
losigkeit deutlich höher wäre. Würde
Deutschland heute die D-Mark einführen,
hätte es in kürzester Zeit mit denselben
Problemen zu kämpfen wie die Schweiz:
einer dramatisch überbewerteten Wäh-
rung, dem Verlust von Wettbewerbsfähig-
keit und Arbeitsplätzen und einem Ein-
bruch beim Export.

Muss Europa künftig auf den Feldern
Wirtschaft und Finanzen enger zusam-
menarbeiten?
Martens: Ich kann auf Ihre Frage mit ei-
nem klaren Ja antworten. Wenn man die
Geschehnisse der Wirtschaftskrise analy-
siert, stellt man fest, dass dieses viel frü-
her hätte passieren müssen – schon bei
der Einführung des Euro. Wir brauchen

mehr wirtschaftliche Konvergenz, daher
müssen wir unsere Wirtschafts- und
Haushaltspolitik stärker koordinieren.
Dabei geht es um die Beschränkung von
wirtschaftlichen Ungleichgewichten, die
Vermeidung exzessiver Haushaltsdefizite
und die Durchführung struktureller Re-
formen, damit wir an Wettbewerbsfähig-
keit gewinnen. Das bedeutet natürlich in
einigen Bereichen auch die Übertragung
von Kompetenzen. Und aktuell müssen
wir das Kunststück vollbringen, unsere
Haushalte zu konsolidieren und gleich-
zeitig für Wachstum zu sorgen, da wir in
einer Rezession nicht mehr in der Lage
sein werden, Schulden abzubauen. Wir
müssen unsere Wirtschaft durch Refor-
men fit machen – und auch für die
Interessen zukünftiger Generationen ein-
treten. Nur dann werden wir in der Lage
sein, unsere Sozialsysteme zu erhalten.

2012 ist das Europäische Jahr des akti-
ven Alterns und der Solidarität zwischen
den Generationen. Finden Sie, dass Eu-
ropa genug für seine Senioren tut?
Martens: Es gibt Initiativen, aber es wird
noch nicht genug getan. Wir sollten dar-
auf achten, die Generationen zusammen-

zuführen. Familien werden durch die
aufstrebende Flexibilität auf dem Arbeits-
markt dazu gezwungen, öfter umzusie-
deln. Früher haben oft die Großeltern
Verantwortung für Kinder übernommen.
Kreative Wohnlösungen gibt es ja schon,
wo Alt mit Jung zusammenlebt und arbei-
tet. Im Weiteren ist es nötig, die Alters-
armut einzugrenzen, hier müssen wir

auch auf die sozialen Strukturen und auf
die Stärkung der Familie setzen. Im Übri-
gen gefällt es mir nicht, wie ältere Men-
schen häufig aus dem Arbeitsmarkt ge-
drängt werden, obwohl sie oft noch arbei-
ten wollen und die Betriebe und unsere
Gesellschaft ihre Erfahrung brauchen.
Ich bin davon überzeugt, dass wir flexi-
blere Modelle und neue Vorstellungen
dafür brauchen, was Arbeit ist und wie
wir in Zukunft arbeiten. w

Wilfried Martens, langjähriger belgischer Premierminister und
Gründungsmitglied der Europäischen Volkspartei (EVP),
ist heute EVP-Präsident.

EUROPÄISCHE SENIOREN UNION (ESU)

Interview:

Drei Fragen an ...

Karlsruher Erklärung und
Europäische Bürgerinitiative
Mit einer einmütig verabschiedeten Erklä-
rung ging die Regionalkonferenz „West”
der ESU Mitte März in Karlsruhe zu Ende.
Darin wird – das Motto des EU-Jahres 2012
aufgreifend – Solidarität zwischen den
Generationen und innerhalb der Generati-
onen als Weg zum sozialen Frieden be-
zeichnet. Mit der Sammlung der ersten
Unterschriften für eine „Europäische Bür-
gerinitiative“ zum Stopp neuer Staats-
schulden wurde im Verlaufe der Konferenz

ein Projekt der ESU und des Europäischen
Rates der Städte und Regionen gestartet,
das diesem Anliegen entspricht. Erläutert
wurde das Vorhaben „Bürgerinitiative“
vom Präsidenten des Rates, Stuttgarts
Oberbürgermeister Dr. Wolfgang Schuster,
der bei dieser Gelegenheit zum Zeichen
seiner Verbundenheit mit den politisch
aktiven älteren Bürgern seinen Beitritt zur
deutschen Senioren-Union erklärte.
In der Karlsruher Erklärung heißt es zu
besagter Initiative: „Jedes Mitgliedsland
muss sich verpflichten, eine Schuldenbe-
grenzung in seine Verfassung einzubau-

Nachrichten aus der ESU
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en.“ Mit der Bürgerinitiative in Gestalt
einer Unterschriftenaktion soll daher er-
reicht werden, dass die EU-Kommission
alle 27 EU-Staaten entsprechend in die
Pflicht nimmt. Das liegt im Interesse aller
Generationen, aber vor allem der Jünge-
ren, denen nicht bedenkenlos ein riesen-
hafter Schuldenberg hinterlassen werden
darf! Im Sinne der Generationengerech-
tigkeit – so die Erklärung weiter – ist auf
die „Nachhaltigkeit allen politischen Han-
delns“ streng zu achten. Die Karlsruher
Regionalkonferenz mit Referenten wie
Prof. Dr. Ursula Lehr, Prof. Dr. Andreas Kru-
se, Dr. Erwin Teufel und Dr. Bernhard
Worms war von der Senioren-Union Baden-
Württemberg vorbildlich vorbereitet und
durchgeführt worden. Als Tagungspräsi-
dentin fungierte Erika Reinhardt, Exeku-
tivkomitee der ESU; ihr zur Seite standen
Claus Bernhold, Mitglied des Bundesvor-
standes und stellv. Landesvorsitzender,
sowie Kreisvorsitzender Rüdiger Koebke
(siehe auch www.seniorunion.info).

3. Sommerakademie in Wien
Wie in den beiden Vorjahren lädt die ESU
auch 2012 zu ihrer Sommerakademie
nach Wien ein. Ausgerichtet wird die Ver-
anstaltung vom Österreichischen Senio-
renbund (ÖSB) auf dem Gelände des
Springer-Schlössls. Willkommen sind
Führungskräfte aus den Mitgliedsorgani-
sationen. Der Termin: 24.-26. Juni; die
Thematik lautet: „Senioren für Europa”.
Der ÖSB mit seinen über 300 000 Mitglie-
dern in neun Landesgruppen vertritt die
Interessen der älteren Generation seit
über 50 Jahren. Sein Vorsitzender Prof.
Dr. Andreas Khol stellte im Internet kürz-
lich fest: „Mit dem aktuellen Sparpaket
ist es uns gelungen, viele der SB-Reform-
vorschläge umzusetzen.“ So werde es
„keine Nullrunden bei Pensionsanpas-
sungen“ geben und für Ausgewogenheit
bei den Solidarleistungen gesorgt.

Lettland: Bekenntnis zur
sozialen Marktwirtschaft
Der Christdemokratischen Partei (KDS)
ist zu danken, dass in Lettland die Sozi-
ale Marktwirtschaft nach Ludwig Erhards

Vorbild als „Garant für wirtschaftlichen
Fortschritt und soziale Stabilität“ in die
öffentliche Diskussion des Landes ge-
langte. Mit einer international besetzten
Konferenz unter Mitwirkung der Europä-
ischen Senioren Union und anderer ge-
sellschaftlicher Partner bewies die KDS
ein weiteres Mal ihre Kompetenz und
Mitverantwortung für die Zukunft der
Gesellschaft. Aus zehn Ländern waren die
Referenten und interessierten Zuhörer
Mitte April nach Riga gekommen. Einig
waren sich die Vortragenden über die
grundlegende Bedeutung der Sozialen
Marktwirtschaft für den Wohlstand der
Bürger. Unterschiedliche Sichtweisen
gab es naturgemäß über Prioritäten bei
der Ausgestaltung im jeweiligen Land.
Für den Sekretär der Christlich-Demokra-
tischen Partei Georgiens, Giorgi Rukhad-
ze, ist die von Erhard 1948 in Kraft ge-
setzte Ordnung sogar „ein Wunder, das
uns auf den rechten Weg bringt“. Womit
er sich auch zum Sprecher anderer ehe-
mals von Ideologie und Planwirtschaft
beherrschten Staaten machte. Mit Prof.
Stankevic, katholischem Metropolit und
Erzbischof von Riga, sowie dem lutheri-

schen Bischof von Daugavpils, Einärs Al-
pe, nahmen hochrangige Geistliche an
der Diskussion teil.
In einem Gespräch am Rande der Konfe-
renz wurden Formen der Zusammenarbeit
der KDS unter Prof. Mara Viktorija Zilgal-
ve mit der Senioren-Union (Vorsitz: Guna
Putnina) erörtert und erste Überlegun-
gen für eine Baltische Seniorenkonferenz
2013 in Riga angestellt. Mit Atis Homka
besitzt die Senioren-Union einen 95-jäh-
rigen, noch immer aktiven Mitstreiter,
dem der ESU-Präsident für sein Engage-
ment, nicht zuletzt im Exekutivkomitee,
mit herzlichen Worten dankte. w
Ulrich Winz

EUROPÄISCHE SENIOREN UNION (ESU)

Nachrichten aus der ESU

Der ESU-Präsident im Gespräch mit Guna
Putnina und Atis Homka aus Riga.

Foto: U.W.

Dr. Miklosko im
slowakischen Parlament

Der Präsident der Christlichen Senioren
der Slowakei, Dr. Jozef Miklosko, ist in
das Parlament von Bratislava gewählt
worden, wo er nun – eigenen Worten
zufolge – „vier Jahre für die Senioren
kämpfen wird“. Seine Organisation zählt
derzeit 400 Mitglieder in 70 Clubs. Der
Vorsitzende der Christdemokratischen
Partei KDH, Figel, hat kürzlich seine
1.500 Parteigruppen aufgefordert,
überall Clubs für Ältere zu gründen.
Miklosko steht seit 2007 an der Spitze
der Seniorenvereinigung. Der 1939 Ge-
borene war 1990–1992 Vize-premier der
ersten freien tschechoslowakischen
Regierung und fünf Jahre lang Bot-
schafter der Slowakei in Thailand, Mal-
ta und San Marino. Er gehört dem Exe-
kutivkomitee der ESU an.
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COMPUTER UND INTERNET

Sie haben mir in meinem ersten Beitrag
geglaubt, dass Computer und Internet

genau das Richtige für Sie sind, und haben
sich einen Computer oder ein iPad zuge-
legt? Alle anderen Leser darf ich an dieser
Stelle verabschieden. Für Sie lohnt es sich
nicht mehr weiterzulesen. Es sei denn, ja,
es sei denn, auch Sie lassen sich von der
Versprechung leiten, dass
auch Sie als Einsteiger in
absehbarer Zeit ohne Pro-
bleme mit einem Compu-
ter umgehen können und
kaufen sich einen Compu-
ter „last minute“, um dem
folgenden Beitrag zum
Thema „Was muss drauf
auf meinen Computer?“ zu
folgen.
Um das sogenannte Be-
triebssystem Ihres Com-
puters, also die Einheit,
die alle Gerätebausteine
verknüpft und daraus eine visuelle Be-
dienoberfläche macht, brauchen Sie sich
in 99% der Computer-Käufe nicht zu küm-
mern. Standardmäßig werden Sie auf ei-
nen Computer schauen, der Microsoft
Windows 7 als Betriebssystem vorinstal-
liert hat. Wenn Sie meiner Empfehlung
gefolgt sind, sich ein Apple-iPad anzule-
gen, bedienen Sie das sogenannte Apple
iOS, Apples eigenes Betriebssystem. Win-
dows 7 bietet Ihnen neben einer grafi-
schen Bedieneroberfläche auch einige
Programme (engl. Software), mit denen
Sie weiterführende Arbeiten durchführen
können, als sich lediglich auf Ihrem Com-
puter „durchzuklicken“. Beispielsweise ist
im Lieferumfang von Windows 7 eine für
Ihre unmittelbare Arbeit sehr wichtige
Software enthalten: der Internet Explorer
(IE). Der IE ist Ihr Webbrowser und damit
Ihr Tor zum World-Wide-Web. Mit Hilfe des
Browsers surfen Sie bei bestehender Ver-
bindung zum Internet auf allen Sie inter-

essierenden Webseiten, also den Internet-
präsenzen von Personen, Vereinen, Partei-
en oder auch Unternehmen.
Neben dem Browser deckt Windows 7 al-
lerdings wenige Programme für den alltäg-
lichen Gebrauch im Standardlieferumfang
ab. So fehlt bspw. ein vorinstalliertes Pro-
gramm, um E-Mails zu verwalten. Einige

Leser werden jetzt den Ein-
wand erheben, dass es
durchaus auch möglich ist,
direkt im Browser Mails zu
verschicken, das sogenannte
Webmailing. Hier werden
Mails direkt im Internet ver-
schickt und nicht zunächst
auf den Computer geladen.
Allerdings ist Webmailing
besonders für den Einstieg
nicht empfehlenswert, da
Sie sich in einem Mailpro-
gramm wie bspw. Windows
Live Mail (kostenlos im In-

ternet downloadbar) oder Microsoft Out-
look 2010 sehr schnell zurechtfinden wer-
den und es Ihnen eine weitaus komfortab-
lere Bearbeitung und Dokumentation Ihres
Mailverkehrs bietet, als dies bei Webmailing
der Fall ist. Voraussetzung für die Nutzung
einer Mail-Software ist selbstverständlich
das Einrichten einer eigenen Mailadresse
bei einem Mail-Provider Ihrer Wahl. Füh-
rend auf dem Gebiet der kostenlosen Be-
reitstellung von Mail-Adressen sind derzeit
Google-Mail, Hotmail oder GMX.
Nun möchten Sie nicht nur Mails schrei-
ben, sondern beabsichtigen, gelegentlich
auch einen Geschäftsbrief am Computer zu
erstellen. Hierbei hilft Ihnen ein Textver-
arbeitungsprogramm wie Microsoft Word
2010. Word 2010 ist Bestandteil der Mi-
crosoft Office Suite, eines Pakets aus meh-
reren Programmen, zu dem u.a. auch das
oben erwähnte Mailprogramm Outlook
gehört. Möchten Sie also viele Arbeiten
fortan digital erledigen, empfiehlt sich

der Kauf dieses Softwarepakets, das auch
das Tabellenkalkulationsprogramm Excel
und Präsentationsprogramm PowerPoint
enthält.
Beim iPad verhält sich die Grundausstat-
tung des Gerätes mit Software ähnlich.
Lediglich die Bezeichnung der Programme
bzw. Apps, wie Sie auf dem iPad genannt
werden, unterscheidet sich: was der Inter-
net Explorer für den PC, ist Safari für das
iPad. Ein Mehr an Grundausstattung bietet
das iPad in Form eines schon vorinstallier-
ten E-Mail-Dienstes „Mail“. Apples Pages,
das Pendant zu Microsoft Word, muss für
das Schreiben von Briefen aus dem Apples
iTunes Store auf das iPad geladen werden.
Und wenn Sie sich schon einmal in die
Funktionsweise des iTunes Store reinge-
fuchst haben, können Sie sich auch gleich
kostenlos Skype auf Ihr iPad holen: Mit
Skype telefonieren, videofonieren und
chatten Sie mit Verwandten und Freunden
in der ganzen Welt. Eine Schritt-für-Schritt-
Anleitung von Skype und den schnellen
Kontakt zur Familie über Skype finden Sie
in meinem eBook downloadbar, im iTunes
Store „iPad2 – Einfach & schnell zum Ziel“
(auch als Buch über www.bundwverlag.de
oder den Buchhandel erhältlich).

Wie geht es weiter?
Der dritte Beitrag meiner Computerse-
rie zum Thema E-Mail-Versand erscheint
am 29.08.2012. w

© Die Bildrechte sind den Urhebern vorbehalten.
© Die erwähnten Softwarenamen sind

urheberrechtlich geschützt.

Teil 2 Hilfe im Technikdschungel:

Was ist drauf auf
meinem Computer, und
was brauche ich noch?

Der Autor: Oliver Bruemmer ist Verle-
ger und doppelter Buchautor und
arbeitet hauptberuflich als Unter-
nehmensberater.
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ERNÄHRUNG UND GESUNDHEIT

Das Altern gehört zum Leben dazu. Kei-
ner kann sich dagegen wehren, egal,

wie groß die Anstrengungen auch sein
mögen. Umso selbstverständlicher und
wichtiger sollte es sein, über das Altern
nachzudenken. Nicht nur, um die eigene
Vorsorge sicherzustellen, sondern auch
auf Seiten der Anbieter von Einrichtungen
für das betreute Wohnen. Diese haben ei-
ne enorme Aufgabe zu stemmen, da sich
auch heute schon immer mehr Menschen
für so eine Einrichtung entscheiden und
der Andrang in Zukunft noch größer wird.
Wie sehen die technischen Möglichkeiten
für das betreute Wohnen in Zukunft aus?
Bietet der technologische Fortschritt aus-
schließlich Vorteile, oder gibt es Unsi-
cherheiten bzw. Gefahren? Im Jahr 2064
besitzt die fiktive Firma AgeTech™ ein
großes Netz von betreuten Wohneinhei-
ten, die auf eine starke Technisierung
setzen, um ihre Bewohner zu betreuen.

Liesel, die Protagonistin in dem beschrie-
benen Szenario, hat sich im Alter von 94
Jahren für diese Art des betreuten Woh-
nens entschieden. Die Vorteile einer mo-
dernen und medizinisch überwachten
Umgebung waren für sie die ausschlagge-
benden Gründe, diesen Schritt mit ihrem
Mann zu wagen.

Personalisierte Betreuung und
integrierte Pflegeeinrichtungen
Zur ständigen Betreuung von Liesel ste-
hen ihr zwei Pflegerinnen zur Seite. Da
ist auf der einen Seite Vipke, die als stän-
dige Ansprechpartnerin dient. Unter-
stützt wird sie von Lisa, die ca. zwei- bis
dreimal pro Woche zusätzlich kommt. Das
Pflegepersonal der Einrichtung über-
nimmt dabei auch häusliche bzw. gesell-
schaftliche Aufgaben. So wird Liesel an
alle anstehenden Termine erinnert, die in
ihrer elektronischen Akte in der zentralen

Datenbank der Einrichtung verwaltet
werden. So zum Beispiel auch die regel-
mäßige Einnahme von Medikamenten
oder der halbjährliche Termin bei ihrem
Hausarzt. Für ein Gespräch muss sie dafür
nicht einmal mehr das Haus verlassen.
Die personalisierte Betreuung kann dabei
auf die umfangreiche Technik der Ein-
richtung zurückgreifen. Über den großen
Fernseher im Wohnzimmer wird für den
Arzttermin einfach der Hausarzt zuge-
schaltet, mit dem Liesel dann bequem
von zu Hause aus sprechen kann.

Moderne
Kommunikationsmöglichkeiten
Manchmal fehlen Liesel zwar die persön-
lichen Gespräche beim Arzt oder in der
Apotheke, aber an die moderne Technik
hat sie sich trotzdem schnell gewöhnt.
Zum Beispiel an das überall in die Woh-
nung integrierte Kommunikationssys-

Beim Essay-Wettbewerb
„Welt der Zukunft“ –
unterstützt vom Bundes-
ministerium für Bildung
und Forschung – haben
junge Wissenschaftler
Szenarien entworfen, wie
der Alterungsprozess der
Zukunft aussehen könnte,
und welche Chancen und
Probleme damit verbunden
sein könnten. In Souverän
stellen die Preisträger ihre
Gedanken vor, diesmal
Fabian Deitelhoff vom
Fraunhofer-Institut für

Software- und
Systemtechnik ISST.

Alter und Gesundheit
im Jahre 2050:

Die Technik
als Fluch oder
Segen?

Serie Teil 2
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tem. Damit kann sie auch mit anderen
Bewohnern in Kontakt treten. Auch Be-
stellungen an Lieferanten, die in das Sys-
tem integriert sind, können so aufgege-
ben und anschließend bequem zur ihrer
Wohnung geliefert werden. Jetzt muss
sich Liesel nicht mehr ärgern, wenn sie
etwas beim Einkaufen vergessen hat.

Umfangreiche Überwachung und
Datenschutz
Der modernen Technik gegenüber stehen
die umfangreiche Überwachung und die
damit verbundenen datenschutzrechtli-
chen Bedenken. Liesels Gesundheit wird
in dem Szenario nämlich nicht nur durch
die regelmäßigen Besuche beim Haus-
arzt, sondern auch über ein Gerät an ih-
rem Handgelenk überwacht. Das zeichnet
nicht nur medizinische Daten wie den
Puls auf, sondern auch den aktuellen
Standort. So weiß das Pflegepersonal im-
mer, wo sie sich gerade befindet. Das
wirft die Frage auf, ob Liesel von Vipke
bevormundet wird? Die Gefahr besteht,
dass den älteren Menschen vielleicht viel

weniger als möglich zugetraut wird.
Ein weiteres Problem ergibt sich aus

den anfallenden Daten. Wie lange müs-
sen oder dürfen die medizinischen Daten
von Liesel aufgezeichnet werden? Aus
Sicht der Gesundheit sicherlich so lange
wie möglich. Hier besteht aber zuneh-
mend die Gefahr, dass medizinische Pro-
file angelegt werden, die auch gegen ei-
nen Patienten eingesetzt werden können.
Zum Beispiel, wenn die Krankenkasse
eine Leistung nicht übernimmt, weil in
den medizinischen Daten der Vergangen-
heit Ungereimtheiten zu finden sind.

Fluch oder Segen?
Das dargestellte Szenario hat sowohl po-
sitive als auch negative Seiten. Die um-
fangreiche medizinische Versorgung und
die sehr personalisierte Betreuung der
Bewohner sind auf jeden Fall äußerst po-
sitiv. Die dazu notwendige Technik er-
möglicht aber auch eine Art der Überwa-
chung, die bisher schwer umzusetzen
und vorstellbar ist.
Hinzu kommt, dass die Firma AgeTech™
zur Betreuung Vipke einsetzt. V.I.P.K.E
ist die Virtuelle, Intelligente Pflege- und

Kontrolleinheit des gesamten Wohnkom-
plexes. Sie ist eine sogenannte künstli-
che Intelligenz (KI) und hilft den
menschlichen Pflegekräften. So eine au-
tomatische Computereinheit erlaubt eine
noch tiefer gehende Kontrolle, wie sie
von menschlichen Pflegekräften nicht
erreicht werden kann.

Der aktuelle Stand der Technik
Gerade der Einsatz einer künstlichen In-
telligenz ist für heutige technische Ver-
hältnisse natürlich weit hergeholt. Dafür
fehlt aktuell noch die geeignete Technik.
An eine Umsetzung ist also noch nicht zu

denken. Trotzdem wirft das dargestellte
Szenario einige Fragen auf. Wie muss in
Zukunft mit der Erforschung der dafür
notwendigen Technologie umgegangen
werden? Wie kann auf den Alterungspro-
zess der Gesellschaft angemessen re-
agiert werden? Und ist die personalisier-
te Pflege in Zeiten steigender Gesund-
heitskosten nur noch durch eine automa-
tische Überwachung zu realisieren?
Mit den daraus resultierenden Anforde-
rungen an neue Technologien befassen
sich auch heute schon Forschungsein-
richtungen wie das Fraunhofer Institut
für Software und Systemtechnik ISST in

Dortmund. Hier wird, zusammengefasst
unter dem Oberbegriff Ambient Assisted
Living (AAL), an neuen Technologien im
Bereich der Pflege- und Sozialwirtschaft
gearbeitet. Dazu gehören zum Beispiel
Assistenzsysteme, sich selbstständig und
situationsspezifisch an die Bedürfnisse
und Ziele des Benutzers anzupassen. So
unterstützen sie ihn bei der Bewältigung
des Alltags.
Die Frage, wie die Gesellschaft mit dem
Alterungsprozess umgeht und wie neu
entwickelte Technologien dabei hilfreich
eingesetzt werden können, ist also so ak-
tuell wie nie. Bleibt zu hoffen, dass viele
der negativen Aspekte des Szenarios
nicht eintreffen und wir uns auf einen
ruhigen und gut versorgten Lebensabend
freuen können. w

Fabian Deitelhoff
(Fabian@FabianDeitelhoff.de)
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JETZT ist die Zeit
für den Wandel
Lebensmittelskandale, Naturkatastro-
phen, Börsenabstürze. Notker Wolf,
oberster Repräsentant der Benediktiner,
beschreibt in diesem Buch, warum es so
nicht weitergeht und wie wir die Umkehr
schaffen. Wir müssen unser Leben nach-
haltig verändern. Nachhaltigkeit ist
mehr als eine ökonomisch-ökologische
Balance. Es ist eine ethische Grundhal-
tung, eine Lebensweise. Der Abtprimas
skizziert spirituelle und praktische Wege
zur Lösung der drängendsten Herausfor-
derungen. Sein Prinzip für ein gerechte-
res und glücklicheres Leben: Freiheit
durch Verantwortung, Verantwortung
aus Freiheit.
Notker Wolf: JETZT ist die Zeit für den
Wandel – Nachhaltig leben – für eine
gute Zukunft, Verlag Herder, Freiburg
2012, 200 Seiten, ISBN 978-3-451-
32454-3, € 16,99

Wir gratulieren!
Wilma Zurkaulen aus Jülich beantwortete die
kniffligen Fragen des Politik-Quiz aus der
Souverän 1-2012 richtig und gewann die Teil-
nahme für zwei Personen an der Jahresreise
der Firma Terramundi nach Korfu. Der glück-
lichen Gewinnerin gratulierten am Rande des
Bezirksseniorentages der Senioren-Union des
Bezirksverbandes Aachen in Zülpich der
Bezirksvorsitzende Norbert Gönnewicht (r.)
sowie der Kreisvorsitzende der Senioren-
Union Düren-Jülich, Wolfgang Gunia.
Und hier die Auflösung zu den Fragen
in der Ausgabe 1, S. 39: 1a/2d/3c/4c

Nach den Landtagswahlen in
Schleswig-Holstein und Nordrhein-
Westfalen geht es in unserem
heutigen Politik-Quiz um das Amt
des Ministerpräsidenten.

1) Welcher Ministerpräsident regierte
in zwei Bundesländern?

a) Bernhard Vogel
b) Werner Zeyer
c) Georg Milbradt
d) Kurt Biedenkopf

2) Welcher Ministerpräsident starb ei-
nen Tag, nachdem er seinen Rücktritt
zur nächsten Landtagswahl angekün-
digt hatte?

a) Karl Arnold
b) Uwe Barschel
c) Franz Josef Röder
d) Heinz Kühn

3) Welcher Regierungschef
holte das beste Stimm-
ergebnis bei einer Wahl
in seinem Bundesland?

a) Edmund Stoiber
b) Franz Josef Strauß
c) Willy Brandt
d) Kurt Filbinger

4) Welcher Ministerpräsident hatte
die längste ununterbrochene Amts-
zeit?

a) Peter Altmeier
b) Ernst Albrecht
c) Erwin Teufel
d) Gerhard Stoltenberg

Mitmachen lohnt sich! Senden Sie
Ihre Antworten an souverän,
c/o Weiss-Verlag, Postfach 30,
52153 Monschau, oder per E-Mail an
CHaeder@weiss-verlag.de.

Unter allen Einsendern verlosen
wir 25 Bücher „Helmut Kohl –
Erinnerungen 1930-1982“.

Der Rechtsweg ist
ausgeschlossen!
Einsendeschluss
ist der 20.06.2012.
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Beachten Sie bitte auch

unser 2. Inserat
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